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"INFO" ist eine neue Serie von Publikationen des Europiiischen

Gewerkschaftsinstituts, die ab Oktober 1982 erscheint.

In jeder Nunmer dieser Serie wird in Kurzform ein zusarmenhângendes

Thema dargestellt, das aus aktuellem Anlass oder wegen seiner grund-

sâtzlichen Bedeutung einen besonderen Informationswert besitzt.

Die "INFO"-Reihe bildet somit ein zusâtzliches Infonnationsmittel des

EGI und dient zugleich als Grundlage zur Unterstützung der Bildungs-
arbei t.

Die vorliegende Nummer enthâlt ein Memorandum des Europâischen Ge-

werkschaftsinstituts über Beschâftigung, Investitionen und ôffent-
lichen Sektor, das Anfang November 1982 im Zusarmenhang mit den Be-

ratungen für die Sitzung des "Jumbo"-Rats der Europâischen Genpinschaft

über den Abbau der Arbeitslosigkeit verôffentlicht wurde.

Es wurde der Versuch unternorilnen im einzelnen darzustellen, in welchem

Masse eine trhôhung der ôffentlichen Ausgaben und insbesondere der

ôffentlichen Investitionen das }{irtschaftswachstum ankurbeln und

zum Abbau der Arbeitslosigkeit in I'lesteuropa beitragen kônnte.

Dieses Memorandum wurde von John EVANS und Gôsta KARLSSON, Forschungs-

referenten im EGI, vorbereitet.

IIir hoffen, dass die "INFO"-Publikationen dazu beitragen werden, das

Verstândnis für die gewerkschaftlichen Positionen in den westeuro-
pâischen Lândern zu frirdern.

Brüssel, November 1982 Giinter Kôpke

Direktor des EGI
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EINLEITUNG

Der EGB-Kongress in Den Haag vom April 1982 verabschie-
dete eine allgemeine Entschliessung, die ein lrliederan-
kurbelungsprogranm rnit Massnahmen für den Àbbau der Àr-
beitslosigkeit vorschlug. Ein Teil dieses Progratnms

forderte eine unverzügliche Ankurbelung der ôffent-
lichen Ausgaben in Hôhe von einem Prozent des Brutto-
inlandsprodukts (BIP) durch die westeuropâischen Re-
gierungen "auf nôglichsÊ direkte Weise" . Man ging davon aus,
dass dies vor allem in Form einer koordlnierten Steige-
rung der Investitionen des ôffentlichen Sektors erfol-
gen sollte. Zu einem spâÈéren Zei.tpunkt des gleichen
Monats kam der Stândige Ausschuss für Beschâftigungs-
fragen des Ministerrats der Europâj.schen Gemeinschaften
zu der Schlussfolgerung, dass die Regierungen Mass-
nahmen im Bereich der ôffentlichen Investi.tionen Vor-
rang einrâunen sollten, wobei die Auswirkungen auf
die Beschâftigung berücksichtigt werden sollten. Er
zâhlte eine Anzahl von vorrangigen Bereichen auf, die
ulter anderem umfassten: neue Energieguellen und Ener-
gieeinsparung, Verkehrswesen, Wohnungswesen, Sanierung
der Innenstâdte, Fernmeldernresen und die Entwicklung
neuer Technologien (1). Der Àusschuss forderte weiter-
hin die Kommission auf, ein Massnahmenpaket mit den
môglichen Auswirkungen auf die Beschâftigung recht-
zeitig für das nâchste gereinsame Treffen der Minister
für tÿirtschafÈ, Finanzen und Àrbeit der EG, den "Jurnbo-
Rat", verzubereiten, um eine übereinkunft darüber zu
erleichtern, welche It{assnahmen ergriffen werden sollten.

(I) Siehe die Zusarnenfassurg &s Vo::sitzenden des Stiindiçn
Aussctn:sses fur Besdüiftigungsfragen der EG - 27. §ril f982.

I,
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Der "Jumbo-Rat" soll am 15. November 1982 stattfinden,
aber das Massnahmenpaket ist nicht vorbereitet und die
Vorschlâge für eine koordinierte Ànkurbelung sind in
die Schublade gelegt worden. Die Arbeitslosigkeit wird
sich daher in den meisten europâischen Lândern ver-
schlimmern, wâhrend die Regierungen sich weigern, l{ass-

nahmen zu ergreifen. Dieser Bericht wurde von dem EGI

für den EGB vorbereitet, um aufzuzeigen, wie ein Mass-

nahmenpaket der Regierungen der EG aussehen und welche

Auswirkungen es haben kônnte.

Die in diesem, Bericht enthaltenen VorschLâge sind nicht
neu, und vor fünfzehn Jahren hâtten sie in der Tat a1s

altgemein anerkannte RezePte von vielen Gewerkschaften,

Àrbeitgebern und Regierungen akzeptlert werden kônnen,

wenn auch nicht als umfassende Lôsung für die anstehen-

den Probleme, so doch als Grundlage, von der aus zu-

sâtzliche I'tassnahmen hâtten getroffen werden kônnen.

Heute werden sie eher als "unverantwortliche" Polltiken
bezeichnet, die versucht worden und gescheitert sind,
und sie werden als einfâltige Pormen beschrieben, durch

ôffentliche Àusgaben tiber die Rezession hinwegzukonmen.

Daher muss am Anfang die Frage gestellt werden, $,arum

dj.ese Verschiebung der herrschenden Meinungen staftge-
funden hat und vrarum die Regierungen sich weigern, in
koordinierter und geplanter Weise Massnahmen zu ergrei-
fen und sich zusammenzusetzen, um die inÈernationalen
Konsequenzen ihrer Politiken zu diskutj-eren? Kollektive
Hilfslosigkeit scheint Regierungen und politische
Parteien iirberkommen zu haben.

In getirissem llasse spiegelt die Lage die Wiederaufer-
stehung der "laissez-faire"-Ànsichten des 19. Jh' wider,
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und die Ànsichten darüber, wie Volkswirtschaften, Unter-
nehmen und ÀrbeiÈsmârkte funktlonieren, finden sich in
der gegenwârtigen Ivlode des MoneLarisnus. Der Grundge-
danke dieser Ànsichten liegt darin, dass die Regierungen
durch makroôkonomische Massnahmen nicht direkt das Be-
schâftigungsni.veau oder das Niveau der Wirtschaftstâ-
tigkeit beeinflussen kônnen. Die politische Schlussfol-
gerung, die sich hieraus ergi.bt, fâI1t daher zugunsten
von Untâtigkeit aus. Massnahmen der Regierungen werden

darauf abgelenkt, Einrichtungen wie die Gewerkschaften
oder den ôffentlichen Sektor, die a1s Stôrfaktoren für
das Funktionieren des "freien Marktes" angesehen werden,
anzugreifen.

Dieser Bericht zeLgl, dass solche Ansichten auch in
hrirtschaftlicher Hinsicht nicht zutreffender sind, als
sie in sozialer Hinsicht akzeptabel !ÿâren. Um die lilorte
ej-nes Kommentators zu verwenden, ist " in d,et. Ptaxis der

Monetatismus eine ldeologie, die sich als Theorie verkl,ejdet" (I).

Es würde daher in die lrre fiihren, anzunehmen, dass die
gegenwârtigen wirtschaftspolitiken in lilesteuropa wirk-
lich Arten von Wirtschaftstheorien wâren, die in die
Praxis umgesetzt werden, sondern sie spiegeln vielmehr
die politischen lÿerte der Regierungen wider, die in die
Praxis umgesetzt werden, wobei eine wirtschaftspoli-
tische Zielsetzung dazu verwendet wird, diese zu recht-
fertigen. Das wirtschaftspolitische Ziel kann nicht von

den Mitteln getrennt werden, durch die es erreicht wer-
den soll. Die Beseitigung der Àrbeitslosigkeit erfor-
dert einen hôheren Einsatz des Staates und Eingriffe
der Regierung in die ÿÿirtschaft. Sie wlrd daher von den

(f) Andr€r^, §leæte: "!te Can:ses of tte Present Inflalion",
!,lacl\0l1an, I98I, S. l2l.
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vordiegend rechtsgerichteten Regierungen, die sich in
!{esteuropa und in den Vereinigten Staaten an der l.lacht
befinden, nicht als vorrangiges Ziel der Politik be-
trachteÈ. Die Bekâmpfung der Inflation erfordert gemâss

den Ansichten der Monetarj.sten (und unserer Ànsicht
nach fâlschlicherweise) weniger Àusgaben der ôffent-
lichen Hand und eine stârker begrenzte Rolle für den
Staat. Dieser Nurs !ÿird von den Regierungen aus poli-
tischen Grirnden verfolgt, und der Monetarismus liefert
nur ein Àlibi.
In dem Masse, wie sich die Prioritâten der Politik für
die Regierungen verschoben, haben auch die mit diesen
Fragen befassten Beamten ihre Ànsichten geândert. Zu-
weilen hat dies dazu gefiihrt, dass wirtschaftspoli-
tische Modelle der Regierungen verândert worden sind,
um angemessener das Weltverstândnis der an der Macht
befindlichen Parteien widerzuspiegeln. Dies wird oft
die Einftihrung eines "verfeinerten" Sektôrs der ôffent-
lichen Finanzen in das Modell genannt. Das vielleicht
bedeutendste Beispiel in dieser Hinsicht wurde in
Grossbrit,anien geliefert, wo der TUC das Modell des
britischen Finanzmlnisterj.ums verwendeÈe, un die Aus-
wirkungen seiner Vorschlâge auf die ÿüirtschaft, zu be-
urteilen. Das ModeII zeigte, dass eine Ànkurbelung
einen ffrhlbaren Rückgang der Arbeitslosigkeit bel Lrenig
zusâtzlicher fnflatlon und mittelfrlstiger Schuldenauf-
nahrne bewirken kônnte. Die Regierung rückte darauf hi.n
von den Berechnungen ab und verânderte das Modell, um

eine Ànzahl von "politischen Grundsâtzen" einzufii:hren.
Diesen zufolge wurde festgestellt, dass keine Ânderung
der restriktiven Finanzpolitik der Regierung enirartet
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\4rerden kônnte, und dass jegliche Steigerung der ôffent-
lichen Àusgaben unausweichlich zu einer Verdrângung
von Àusgaben des privaten Sektors fiihren würde. I{as das
Modell nunmehr zeigL, sind die Konsequenzen der Regie-
rungspolitik selbst.

Selbst die Regierungen, die Massnahmen ergreifen wollen,
die denjenigen, die in diesem Bericht vorgeschlagen
werden, entsprechen, kônnen sich internationalen Zwângen
und nationalen Pressionen ausgesetzt sehen. Ein Kommen-
tator (1) hat festgestellt, dass in einer 'rNullsummen-
gesellschaft", in der eine Situation des Nullwachstums
chronisch geworden ist, die Regierungen in der Tat un-
fâhig werden, zu handeln, da jegliche Massnahme durch
irgendeine fnteressengruppe verhindert werden kann,
aber kei-ne Massnahmen initiiert werden kônnen. Dies
ist zum Teil die Situation der Regierungen i.n inter-
nationaler Hinsicht, wo sie Gefangene eines Nullsummen-
spiels der weltweiten Rezession geworden sind und wo
jegliches Handeln durch internationalen Druck wirksam
verhindert werden kann. Der einzige Ausvreg aus diesem
Dilemma liegt in einem aufeinander abgestimmten Handeln.

Die internationalen lrlirtschaftsorganisationen wie die
Europâische Kommission, die Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung und der Interna-
tionale Wâhrungsfonds haben ebenfalls dazu beigetragen,
die Untâtigkeit der Regierungen in Hinblick auf die
Arbeit,slosigkeit zu verstârken. Richtlinien für ein-
zelne Lânder spiegeln nur die f'ortsetzung der bestehen-
den Politiken der Regierungen wider. Die Ànalysen haben
sich verschoben, um auch ihrerseits dj_e herkômmlichen

(l) Iester thur:ovr: "Îhe Zelo-SLûn Socie§., 1980.
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Rezepte des laissez-faltet die nunmehr in den natio-
nalen Schatz- und Finanzministerien vorherrschen, zu

reflektieren. Wenige Versuche sind unternommen worden,

um die internationale Unvereinbarkeit einer Anzah1 na-

tionaler Strategien zu zeLgen, die alle darauf ausge-

legt sind, die Anteile der jeweiligen Lânder an sta-
gnierenden oder schrumpfenden Weltmârkten zu erhôhen.

Stattdessen werden Lôsungen in Lohnkürzungen und in
Beschneidungen der ôffentlichen Ausgaben gesehen. Wie

bereits betont wurde, haben diese mehr mit politlschen
Ideologien als mit wirtschaftlicher Vernunft zu tun.

Wir haben uns in diesem Bericht für die Notwendigkeit
eines koordinierten internaÈionalen InvestitionsPro-
granms des ôffentlichen Sektors eingesetzt, nicht a1s

ein Wundermittel oder als eine umfassende Lôsung für
die Arbeitslosigkeit, sondern als ein erster Schritt
zur hliederherstellung des ÿüachstums der Beschâftigung.
Es wird für sich genonmen nicht ausreichend sein, um

die Wirtschaften wieder zur vollbeschâftigung zurück-
zubringen, sondern es erfordert, mit anderen wirt-
schaftspolitischen Vorschlâgen des EGB verbunden zu

werden. Diese sind in der Entschliessung des EGB-

Kongresses enthalten. Sie umfassen neben Investitionen
und Industriepolitik vor a1lem die Kaufkraft, Mass-

nahmen zur Inflationsbekârnpfung, Arbeitsmarktpolitiken,
Arbeitszeit, Arbeitsbedingungen und die Beziehungen

mit anderen Teilen der Welt. Diese Massnahmen sind
gegenseitig voneinander abhlingig, aber Massnahmen im

Hinblick auf ôffentliche Investitionen kônnten ei-nen

wesentlichen ersten Schritt bilden.
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Dieser Bericht beschreibt in Kapitel II das gegenwârtige

Niveau und die Kosten der Arbeitslosigkeit in West-

europa. Er \^reist auf die Gefahr hin, dass dle Rezession

auf§rund des Rückgangs der Investitionen und der

pessimlstischen Erwartungen für die Zukunft zu chro-
nischer Arbeitslosigkeit führen kann. Kapitel III be-

schreibt das Àusmass des ôffentlichen Sektors in ver-
schiedenen westeuropâischen Lândern und seine Rolle
für die Einkommensverteilung, den Verbrauch, die In-
vestitj.onen und die Beschâftigung. Es steIlt fest,
dass ein koordiniertes Ankurbelungsprogramm des

ôffentlichen Sektors vor allem im Bereich der Inve-
stitionen einen bedeutenden Bestandteil eines Pro-
gramms für die europâische !ÿirtschaft abgeben kônnte,

um aus der Rezession herauszukommen. Kapitel IV erklârt,

wie dieses finanziert werden kônnte, ohne den Rückgang

der Zinsen zu gefâhrden oder zu neuer Inflation zu

führen.
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II DER HINTERGRUND DER ARBEITSLOSIGKEIT

a) Das iqe Niveau der Arbei tslosiqkeit

Die Weltwirtschaft ist mit sehr düsteren Àussichten in
die 80er Jahre eingetreten. Die Schocks, mit denen sie
wâhrend der 70er Jahre konfrontiert wurde, und die zu

einer Verlangsamung des wirtschaftlichen Wachstums und

zu einer Steigerung der Inflation geführt haben, sind
durch die Politik der Regierungen noch verstârkt wor-

den. Das Leitmotiv der Regierungsmassnahmen lag darin,
zu versuchen, die Inflationsraten durch restriktive Fi-
nanz- und Geldpolitiken zu senken. Nach Àuffassung

dieses Berichts, worauf spâter zurückgekommen wird,
haben solche Politiken dazu geführt, das Wachstum zu

unterbrechen und die Àrbeitslosigkeit zu erhôhen, aber

sie haben nur kurzfristige Wlrkungen im Hinblick auf

die Senkung der Inflationsrate erzielt. Die struktu-
re1len Ursachen der Inftation sind nicht bekâmpft und

sind wahrscheinlich durch die gegenwârtigen Politiken
sogar noch verschârft worden; dartiber hj.naus haben

diese eine Reihe anderer unerfreulicher Nebenwirkungen

gezeitigt.

Die unmittelbarste Auswirkung der gegenwârtigen Poli-
tiken 1ag in der Zunahrne der Arbeitslosigkeit' Diese

fand in den meisten europâischen Lândern wâhrend der

letzten fiinf Jahre in zwei Phasen statÈ. In der ersten
Phase wurden die Arbeitsplâtze derjeni-gen, die aus der

Erwerbsbevôlkerung ausschieden, immer weniger mit Neu-

ankômmlingen auf dem Arbeitsmarkt wiederbesetzt' Daher

bestand das erste Zeichen stelgender Àrbeitslosigkeit



r0 -

in der raschen Zunahme der Arbeitslosigkeit von Jugend-
lichen, die nach dern Schul- oder Universitâtsabschluss
zun ersten Mal eine Beschâfti.gung suchten. fn vielen
europâlschen Lândern ist das Ausmass dieses problems
durch das relativ rasche Wachstum der Bevôlkerung im
erwerbsfâhigen À1ter zu Ende der 70er und zu Ànfang
der 80er Jahre noch verstârkt ieorden. Als sich die
Rezession verschârfte, ist, es jedoch zu einer zwelten
Phase gekommen, in der Unternehmen Betriebe geschLossen
haben oder in Konkurs gegangen sind und direkt personal
entlassen haben. Dies wirkte sich am direktesten auf
die Beschâftigung von frauen aus, aber betrifft nun_
mehr a1le Àrbeitnehrner, einschliesslj.ch FacharbeiÈer,
Angestellte mlt manuellen und nicht-manuellen Tâtig_
kelten, Mânner und Frauen. Der Zustrom .Iugendlicher
auf den Arbeitsmarkt dauert an, aber sie haben nun-
mehr im Hlnblick auf die wenj.gen verfügbaren Arbeits_
p1âtze mit den ,,erstklassigen', Arbeitskrâften zu kon-
kurrieren, die bereits ii-ber Berufserfahrung verfügen.
Diese zweite Phase der Zunahme der Àrbeitstosigkeit
fand in den meisten europâischen Lândern in dem Zeit_
raum seit 1979 - 1980 statt.
Mi"tte 1982 waren ln westeuropa mehr als 16 Mio. Arbeits-
lose gemeldet (I). Von diesen befanden sich lI ùtio in
den Lândern der EG. Dies entspricht etwa I0* der Er_
werbsbevôlkerung und muss mit der Àrbeitslosigkeit in
der EG von 6 Mio. oder 5.58 der ErwerbsbevôIkerung im
Jahre I979 vergllchen werden. Die Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD)

sagte im JuIi 1982 voraus, dass bis l9g3 die Arbeits_

(I) OECD, Europa.
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losigkeit in Westeuropa auf ein Niveau von et\da

17.5 Mio. Personen ansteigen wird, wobei sie jedoch

regelmâssig zuki.lnftige Wachstumsraten iiberschâtzt und

das Niveau der Àrbeitslosigkeit unterschâtzt hat' Das

wirkliche Ausmass der Arbeitslosigkeit wird 1983 wahr-

scheinlich hôher ausfallen und kônnte bis zum Ende des

Jahres durchaus die 2O-Millionen-Grenze erreichen'

Die Arbeitslosenstatistiken fallen in einigen Regionen

und Lândern Europas schmerzlicher als anderswo aus' In
Belgien hat die Arbeitslosigkeit fast I5B der Erwerbs-

bevôlkerung erreicht, in Grossbritanien und in lr1and
I3B. Im südlichen TeiI Belgiens, in Wallonien, ist
die Arbeitslosigkeit auf 19.58 angestiegen und in
Nordlrland betrâgt sie 21.I8 der Erwerbsbevôlkerung'

fn der Stadt Strabane in Nordirland belâuft sie sich

gegenwârtig auf 37.42.

Dlese Angaben unterschâtzen jedoch die wirkliche An-

zahl von Personen, die berufstâtig vrâren, wenn sie
eine Arbeitsstelle finden kônnten. Die Arbeitslosen-
statistiken der meisten Lânder enthalten nicht dieje-
nigen Personen' die arbeiten môchten aber nicht kônnen,

sondern nur die Anzahl derjenigen, die a1s Arbeitslose
gemeldet sind, im Rege1fa1l, um Àrbeitslosengeld oder

Mittel der Sozialfürsorge zu erhalten. Diejenigen

Àrbeitnehmer, die auf solche Leistungen keinen Àn-

spruch besitzen und die wenig Hoffnung haben, Àrbeit
zu finden, sind in diesen Zahlen nicht enthalten'
Solehe "entmutigten" Arbeitnehmer sind besonders zahl-
reich unter verheirateten Frauen und unter jungen und

alten "Behinderten" am Rande des Arbeitsmarkts. Solch
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geartete "verdeckte Àrbeitslosigkeit" kônnte sich in
der EG allein auf nehr als 2 tr{io. personen belaufen (1).

Es gibt auch die Meinung, die im Gegenteil behauptet,
dass die Àrbeitslosenstatistiken das wahre Niveau der
Arbeitslosigkeit überschâtzten, da diese eine hohe
Anzahl von Personen ej.nschlôssen, die aufgrund des
hohen Niveaus des Arbeit,slosengeldes und der sozialen
Sicherheit in den meisten europâischen Lândern .ab-
sichtlich" arbeitslos sei.en. Diese Ansichten werden
durch die Erfahrung nicht bestâtigt. In den meisten
Industrielândern erhalten arbeitslose Àrbeitnehmer
eine Àrbeitslosenunterstützung, die im Durchschnitt
halb so gross ist wie der Durchschnittsverdienst, den
sie a1s Beschâftigte erzielten. Untersuchungen (2)
zeigen auch, dass Àrbeitstose nicht nur in finanzi-
eIlèr Hinsicht Verluste erleiden, sondern, dass sie
in einer Welt, in der die Àrbeitsethik immer noch
tief verwurzelt ist, oft unter psychologischen und
sozialen Problemen leiden. Es ist ebenfalls unzu-
treffend, von absichtlicher Arbeitslosigkeit zu spre-
chen, wenn zum Beispj_el in Grossbritannien auf jede
freie Ste1le, die dea Àrbeitsârntern gemeldet wird,
27 Arbeitslose entfallen. In Deutschland kommen auf
jede freie Stelle 16 Àrbeitslose und j.n Frankrelch 22.

Es wird mehrere Jahre hindurch andauernder Schaffung
von Àrbeitsplât.zen bedürfen, um auch nur damit zu be-
ginnen, dieses Niveau der Àrbeitslosigkeit fiihlbar zu
senken. fn Sommer 1980 verôffentlichte das EGI selbst

(I) VgJ.. I{pitel If des Ecl-Beridrts ,,DLe europâlsctre Wirt-
schaft 1980 - 1985; Ein Orientienrrgsplan ir.rr Vol-lbe-
schâfEigurg".

(2) Vgl. Internaticral labc[lr Offlæ: erlletjn rp. I 1979 -rïûrat dæs unerçfoytrent æst?,' vqr Santostr l,trldErjee.



13 -

Àngaben (I), aus denen hervorging, dass die Schaffung
eines Nettosaldos von fast I5 Mio. neuen Àrbeitsplâtzen
in Westeuropa (f0.8 ûio. in der EG) wâhrend eines Zeit-
raums von fünf Jahren erforderlj-ch wâre. um zu den Ni-
veaus der Arbeitslosigkeit zurückzukehren, die 1972

bis 1973 herrschten. Seit dieser Zeit ist die Beschâf-
tigung zurückgegangen, Neuankômmlinge sj.nd zu der Er-
werbsbevôlkerung hinzugekommen, und die Àrbeitslosigkeit
ist gestiegen. Uro bis I990 zur Vollbeschâftigung zurück-
zukehren, wâre nunmehr die Schaffung eines NettosaLdos
von mehr a1s 20 Mio. neuer Arbeitsplâtze j-n l{esteuropa
und von fast 16 Ètio. allein 1n der EG erforderlich.
Das Ausmass des Problems wâchst hoch, rrenn, wie sich
gezeigt hat, die gegenwârtigen Politiken der Regie-
rungen das Niveau der Àrbeitslosigkeit noch hôher
treiben werden.

b) Die Kosten der Àrbei tslosiqkeit

ArbeitslosigkeiÈ ist nicht nur für das Individuum
teuer, sondern auch für die Gerneinschaft als Ganzes

âusserst kostspielig. Dies war eine Lehre, die von
den neisten Regierungen hlesteuropas aufgrund der Er-
fahrungen vor und wâhrend des zweiten Weltkrieges ge-
lernt worden vrar. Ihre !{iederaufbauprogramme im Àn-
schluss an den Krieg enthielten Verpflichtungen,
Politiken zu verfolgen, dj-e auf die Àufrechterhaltung
der Vollbeschâftigung abzielten. Das Nachkriegspro-
gramm der schwedischen Gewerkschaftsbewegung enthielt
folgende Festellung, die in âhnlichen Worten in den

mej-sten europâischen Lândern wi.ederholt wurde: -

(f) "1he Eurc;ean Eæncmy f980-85. Jàn indicati\E nrll Eçlcynent
P1an" q>. cit.
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"ÀràejtsJ,osigkeit.ist in Ftiedenszeiten die schlinnste Forn von

Verschwendung.in det modernen Gesellschaft. Unter den gegenwât-

tigen Unstânden kônnen nrir uns eine soiche Vetschwendung noch

weniger a7s lriihet JeisÈen. Fails wir in der Lage sein wollen,

den schwedischen Fatnilien einen angeressenen wfi würdigen Lebens-

standard in einem angetuessenen Zeitraun zu garantieten, muss jede

denkbare Produktionsnôglichkeit vo77 ausgenutzt werden.

Dies ist wesentlich füt das Fortbestehen det Denokratie. Die

Erfahrung hat qezeigt, dass dje lilensclren der Reptession und dem

psgchoTogischen Stress, die andauernde AtbeitsTosigkeit nit sich
btingt, nicht standhalten kônnen. Dieser .Stress ist eine Gefahr

für d.ie Demokratie. Er vergiftet tiberall das soziale KLina. Die

HaTtung der l,bnschen wird egozentrischer, und sje sind weniger

bereit, sich gegenseitig..Arbeit, Einkomnen und gTeiche Recàte

zuzugestehen. Sie neigen meht und neht dazu, ihre eigenen In-
teresser in einer Art zu schützen, dje eine Bedrohung für die
ceseTLschaft als canzes darstell,ttt (1).

Die Regierungen erleiden durch die Arbeitslosigkeit
aufgrund der gesteigerten Àusgaben, die sie tsâtigen
müssen, und aufgrund des Rückgangs der Einnahmen di-
rekte finanzielle Einbusse. Die erhôhten Ausgaben er-
folgen in der Porm von Transferleistungen für die
Arbeit,slosen und ihre Familien, und der Rückgang der
Einnahmen liegt in dem Verlust von Steuern und Sozial-
abgaben, die die Arbeitslosen zahlen rÀrürden, fal1s sie
beschâftigt wâren. Tabelle I zeigE nachstehend, wie
stark die Kosten dieser drei Bereiche im Verlauf der
70er Jahre 1n den grôsseren OECD-Lândern parallel mit
der Zunahme der Arbeitslosigkeit, angestiegen sind.

(I) 1945 "Arbetarrôrelsens Efterkrigsprognatnrr - Nactikriegs-
prograrm der scLnædisdren sozialdernkratischen Partei und
der sctnædisden Ir.
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1980 beliefen sich die finanziellen Einbussen für die
Regierungen aufgrund der Arbeitslosigkeit in allen
Lândern mit Ausnahme Japans auf mehr ats 2* des Brutto-
inlandsprodukts (BIP). Auch sind die Kosten der Arbeits-
losigkeit tendenziell proportional zu dem Niveau der
Arbeitslosigkeit (nit Àusnahme der Vereinigten Staaten,
wo die Arbeitslosigkeit sowohl 1970 a1s auch 1975

steil anstieg), und da sich dle Arbeitslosenquoten in
den meisten Lândern zwischen 1980 und 1982 fast ver-
doppelt, haben, ist es nunmehr wahrscheinlich, dass die
finanziellen Verluste für die Regierungen aufgrund der
Arbeitslosigkelt, eher bei 48 a1s bei 28 des BIP

liegen.

TABELLE I : FINANZIEIJLE KOSTEN DER ÀRBEITSLOSIGKEIT

FÜR DIE R.EGIERUNGEN IN SIEBEN GRÔSSEREN

OECD-LÂNDERN r 9 70-80

Kanada

Frankreich
Deutschland
Italien
Japan

GB

USA

Kosten dereruffiEli-reit
(in t des BIP)

Àrbeitslosigkeit
(in I der

Erwerbsbevôlkerung)
1970 L9'15 1980

s.6 6.9 7.5
6.3

4.8

r970

1.4r
0.32
r.13
1.87
0.55
L.32
3.68

19 75

3.33
L.29
2.98
5.41
0.97
r.89
4 .53

1980

2.6t
2.75
2.2r
4. 16

0.8
2 .49
2.53

2.4
0.6
5.3
1.1
2.2

4.r
4.1
5.8
1.9

3.3
7.4

3.4
8.3

2.0
6.3
7.0

Qæ11e: Beædmet nadr Tabellen anrs "The Challenge of {,Jrerq>lo5znent"
oEcD, 1982.
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Die wirklichen Kosten der Arbeitslosigkeit werden noch

deutlicher, $/enn die Kosten eines Arbeitslosen für den

Staat berechnet werden. Tabelle II zeigt nachstehend

die Kosten für den Staat eines Arbeitslosen, der ver-
heiratet ist und zwei Kinder hat, und der, bevor er
arbeitslos wurde, den Durchschnittslohn verdiente.

Verheirateter Industriearbeiter mit 2 Kindern und
Durchschnitts lohn

ÔSTERRETcH

Schillinge
Arbeitslosenunter-
stützung 63, I00
AusfaII von
Steuern 33, 200

Ausfall von
Sozialabgaben 56 r 600

Kosten der Ar-
beitslosigkeit

0. s. L52 t 900

N.B I Pfund = 4,I0 DM

r Ô.s. = 0,14 DM

GROSSBRITANNIEN

Pfund

ÀusfaII von LohnsÈeuer 1r060

Ausfall von indirekten
Steuern 247

ÀusfalI von Sozial-
abgaben I,043
Kosten des Arbeits-
Iosengeldes 2,258
Kosten der Familien-
zulagen 23I
Kosten von Miet-
zuschüssen 44I
Kosten von freien
Schulmahlzeiten 156

VerwalÈungskosÈen 156

Kosten für Abfindung 615

Pfund 6,207

Qrælle: ÔGB "ÀladEichtenêienst'r, IIJC: "[Jnerq>1o1nent, tlre fight
for ItlC alternatiries".

TABELLE II : KOSTEN ETNES ÀRBEITSLOSEN FÜR DEN STÀAT

GROSSBRITANNIEN UND ÔSTERREICH. 1987
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Finanzielle Kosten dieses Àusmasses haben dazu geführt,
dass die Àrbeitslosigkeit ej.ner der Hâuptgriinde für
das offensichtlich hohe Niveau der Defizite des ôffent-
lichen Sektors in den meisten europâischen Lândern ge_
worden ist. Regierungsmassnahnen, die darauf abzielen,
die ôffentlichen Ausgaben und die Defizite der ôffent_
lichen Hand zu begrenzen, aber die dazu fiihren, die
Arbeitslosigkeit zu verschârfen, werden tendenziell
zumindest teilweise durch unfreiwirlige Erhôhungen der
Defizite aufgrund hôherer Àrbeitslosigkeit neutrali_
sierÈ. Tabelle fff zeigt nachstêhend bewusste Ver_
ânderungen in bezug auf den Haushalt, das Niveau der
Arbeitslosigkeit und reale verânderungen des Defizits
der vier grossen europâischen ÿilirtschaften und der
Vereinigten Staaten seit l9gô. In dèn Vereinigten
Staaten, in Deutschland und in Grossbritannien redu_
zlerÈen 1981 die Regierungen dle ôffentlichen Ausgaben
j-n dem Bemiihen, die Haushaltsdefizite zu vermindern,
wie aus Spalte t hervorgeht, aber ein Grossteil dieser
Auswirkungen auf den wirklichen Haushalt,, der in
Spalte 3 gezeigt wi.rd, wurde durch den Anstieg der Àus_
gaben und den Rückgang der Einnahmen aufgrund der Zu_
nahme der Arbeitslosigkeit, wie in Spatte 2 gezeigL
wird, aufgeÿrogen.

Das deut,Iichste Beispiel ist die politik Grossbritan_
nien, wo 198I die Regierung den Haushalt um rlen
massiven Betrag von 3.59 des Bfp kürzt,e. Teilweise als
Ergebnis dieses Schritts sprang die Arbeitslosigkeit
j-n einem Jahr von 7? auf 10.68, was dazu führte, dass
das Haushaltsdefizit un 2.gB anstieg, so dass der Rück_
gang des Gesamtdefizits nur 0.7E betrug. Dies verdeut_
licht den Teufelskrej.s, in dem sich die Reglerungen be_
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flnden, und in dem die hauptsâchliche Auswlrkung von

Versuchen, ôffentliche Defizite zu vermindern, nicht
darin besteht, das Gesamtniveau der notwendigen Kre-
ditaufnahrne zu senken, sondern die Ausgaben von Pro-
duktiven Gütern und Dienstleistungen sowie Investi-
tionen weg und auf die Finanzierung der Arbeitsloslg-
keit hin zu verschieben. Da ilie Regierungen immer tiefer
in dlesen nicht durchzuhaltenden Kurs der Politik ver-
strickt wurden, haben sie versucht, das Arbeitslosen-
geld und die Sozialleistungen selbst zu kürzen, und so

zu entfernen, \4ras die OECD die "eingebauten Stabilisa-
toren" der Wirtschaftssysteme nennt. Dies ebnet den

Iùeg dafür, dass die Wirtschaften in elner immer tie-
feren Depression versinken.

Es kann jedoch auch zu der umgekehrten Situation kom-

men, wobei dj-e Massnahmen, die zur Schaffung neuer Ar-
beitsplâtze und zur Senkung der Arbeitslosigkeit er-
griffen wurden, positive Auswirkungen auf die Defizite
der ôffentlichen Hand haben. Auf diesen Punkt wird in
Kapitel Iÿ dieses Berichts unter der "!'inanzierung eines
Ankurbelungsprogramms ôffentlicher Investitionen" ein-
gegangen. Aufgrund des Ausmasses, in dem die in diesem

Bericht vorgeschlagenen Massnahmen Àrbeitsloslgkeit
abbauen und irlachstum fôrdern, kônnen sie sich weitgehend

selbst finanzieren.

Es sollte betont werden, dass die Kosten der Arbeits-
losigkeit für die Regierungen nicht das gleiche ist
wie der Gesamtverlust für die wi.rtschaft in Form ver-
lorener Produktion. Die Produktivitât des durchschnit.t-
Iichen Arbeitnehmers i-n den EI{G-Lândern \^rurde 1981 auf
2A.LgA europâische Rechnungseinheiten (ECU) geschâtzt.
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TABELI,E III: DER HA ZITE UND ARBEITS-
LOS TTN LJ$TDERN r 9 80-82

Beabsidrtigte Ver
iinènng &s llaus-
halts (a)

(1)

in E des BIP

Gegenposten auf-
gtr.rtd der Aràeits-
losigkeit (a) (b)

(a) (b)
(2)

Àrbeitslosigceit
in I der Eroerbs-
bevôlkenxrg

(4)

Reale Ver-
iinderrmg (a)

(3)

einigte
aten

19 80

r98r
r982

- 0.8
+ 0.9

- 1.2

- 0.9
- 0.5
- r.5

- r.7
+ 0.3

- 2.7

7.0
7.6
9.5

r980

r98r
1982

- 0.4
+ 0.4
+ 1.5

- 0.5
- r.1
+ 0.7

r']<æich I980
1981

r982

)SS-
tannien

ùien

+ 1.4

- 0.9
- 0.'7

- 0.4
- r.0
- 0.7

+ 1.0
- 1.9
- r.4

1980

1981

1982

+ I.0
+ 3.5
+ 1.1

- l.u
- 2.8

- 0.9

0

+ 0.7
+ 0.2

r980

r981

r982

+ 0.9
. - 2.4

+ 0.5

0

- 1.1

- r.3

3.3
4.8
6.5

6.3

6.3
10.6
r2.0

'7 .4

8.2

+ 0.9
- 3.5
- 0.7

7.4
8.5
9.5

Qælle: OED

- 0.r
- r.5
- 0.8

(a) Ein Pluszeichren bedeutet eire Tendenz zr:r Restrjltiqr (Ubersclurss),
eirr Minuszeictren bedeutet Epansion (Defizit). Ein pluszeictren be-
deutet daher die Beschrânkung der ôffentlichen Àr:sgaben urd Ster-er-
erhôÈnrrgerr.

(b) Der C€genposten aufgnrrnd ricn Arbeitslosigkeit ist êie Reaktion des
Haushalts ar:f Verândenngen der rea1en Wirtschaftsüitigkeit aber
nicht auf Verlindenrrgen der Inflationsrate. Steuenerscfrleppr:ng ist
irr èn beabsichtigrten Veriinderungen &s Har:shaltes enthalten.
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Die Arbeitslosigkeit.von 1] Mio. Arbeitnehmern stellt
daher einen Gesantproduktionsverlust, von mehr a1s 200

Milliarden ECUIs dar, die LOt des BIP entsprechen, im
Vergleich zu der Sltuation, in der alle Arbeitslosen
mit durchschnittlicher Produktivitât erwerbstâti9 wâ-

ren. Solche Àngaben kônnen nur als Iltustration dienen,
aber sie vermitteln eine Vorstellung des Ausmasses des

ProduktionsverlusÈes, der auf die Àrbeitslosigkeit zu-
rückzufirhren ist.
Die Schlussfolgerung besteht darin, dass die Àrbeits-
losigkeit eine schlechte Nutzung knapper Ressourcen
ist, um die Probleme der heutigen ÿÿe1t zu bewâltigen.
Probleme müssen dadurch ge1ôst werden, dass Menschen

Àrbeit finden und lJützliches produzieren und nicht,
class man sie vom Arbeiten und Produzieren abhâIt. Ern

zentrales Thema dieses Berichts besteht darin, dass

die gegenwârtig ven^rendeten Mittel, um die Àrbeits-
Iosigkeit zu finanzieren, statt dessen dazu verwendet
werden so11ten, stabile Arbeitsplâtze zv schaffen. Die
Mittel für die Durchfiihrung dieses Ressourcentransfers
werden spâter in diesen Bericht behandelt.

Zahlreiche Regierungen würden akzeptieren, dass die
Àrbeitslosigkeit sehr hohe soziale und' wirtschaftliche
Kosten beinhaltet., aber würden behaupten, dass diese
ein not\,rendiges ÜbeI sei, das kurzfristig in Europa
ertragen werden müsse, um inflationâre Erhrartungen aus

dem System zu entfernen, und uru eine r'Ànpassung" an

die verânderte Wettbewerbssituation, in der sich Europa
befindet, zu ermôg1ichen. Sj.e fahren darnit fort, zu

c) Die Fa1le niedrigen lÿachstums
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behaupten, dass das Ausmass der jetzigen Àrbeit,slosig-
keit die Kosten dafür widerspiegelt, dass sich in der
Vergangenheit die inflationâren Erwartungen eingenistet
hatten.

Solche Argumente, so einleuchtend sie auch sein môgen,
sind jedoch falsch. Sie gründen auf der Ansicht, dass
weil ej-ne Behandlung schmerzhaft ist, sie die Krank-
heit auch wirklich heilt. Es gibt keinen Hinweis dar-
auf, dass Àrbeitslosigkeit langfristig inflationâre
Er$rartungen vermindert oder Institutionen in nicht-
inflationârer lilelse funktionieren lâsst. Àls Ergebnis
der Rezession sind in zahlreichen europâischen Lândern
die fnflationsraten auf ej-nstellige Zahlen reduziert
worden. Dies geschah a1s Folge des Zusammenbruchs der
Rohstoffpreise für einige Produkte, des Rückgangs der
Realeinkornmen für die Mehrheit der Àrbeitnehmer in
Westeuropa und ungünstiger Handelsbedingungen für viele
Industrielânder. Zwischen I980 und I982 fielen die
Rohstoffpreise ausser Erdôl um 258 im Vergleich zu den
Preisen gewerblicher Erzeugnisse. Die Rezession trâgt
nicht zur Verânderung der Grihde bei, die den Kosten-
steigerungen zunâchst zugrunde gelegen hatten. I4lenn die
hlurzel der Inflation in der Tat ein gesellschaftlicher
Konflikt über die Verteilung von Einkommen und, Beschâf-
tigung ist, dann wird geringes tüachsturn die langfri-
stigen inflationâren Tendenzen einer Wirtschaft eher
verstârken als sie zu vermindern. Die Hof fnungen der
Arbeitnehmer auf Verbesserung des Lebensstandards
werden durch wirtschaftliches !ÿachstum nicht erfültt
werden. A1s Ergebnis würden sich die Verteilungskon-
flikte verschârfen, vrenn das Wirtschaftswachstum von
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neuem einsetzen sollte und das Machtgleichgewicht sich
wj-eder zugunsten der Àrbeitnehmer verschieben würde. An-
dererseif,s wâren die Rohstofflieferanten und die Indu-
strieunternehmen, die wâhrend der Rezession Verluste und

Preissenkungen hinnehmen mussten, die ersten, die ver-
suchen würden, ihre Verluste auszuglelchen, indem sie
wâhrend einer Erholungsphase ihre Preise erhôhen würden.
Auf diese lùeise bestehÈ eine wirkliche Gefahr, dass die
gegenwârtigen Anti-Inflationspolitiken langfristig infla-
tionâr sind. Auf diesen Punkt wird im Àbschnitt IVf)
dleses Berichts unter "Kreditaufnahme, die Geldmenge

und Inflation" zurückgekommen.

Ein noch ernsteres Problem liegt darin, dass hohe

Arbeitslosigkeit und ein Rückgang der Reallôhne In-
vestitionen und strukturelle Anpassungen nicht Ieichter
machen, sonclern im Gegenteil unwahrscheinlicher. Das

Andauern hoher Àrbeitslosigkeit und eines hohen Niveaus

ungenutzter Kapazitâten wâhrend eines lângeren ZetL-
raums firhren wahrschei.nlich dazu, dass ein Land in die
"Falle niedrigen l{achstums" gerât. Dies ist eine Wider-
spiegelung der Schwieri-gkeiten, die sich daraus erge-
ben, Ressourcen nicht zu nutzen (sowohl Kapital als
auch Arbelt) und dann zu hoffen, in der Lage zu sein,
sie wenn nôtig problemlos wieder in die Produktion zu-
rückzubringen. Je 1ânger Àrbeit Und Kapital ungenutzt
bleiben, desto schwieriger ist es, sj-e wieder zu pro-
duktiver Tâtigkeit zu bringen.

Auf der Seite der Àrbeit ist es unwahrscheinlich, dass

ein Arbeiter, der friiher Fachkenntnisse besessen hatte,
und der mehrere Jahre arbeiÈslos war, leicht wieder
eine qualifizierte Tâtigkeit ausiiben kann, selbst wenn

seine friiheren Fachkenntnisse noch gebraucht werden.
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Auf der Seite des Kapitals neigen UnÈernehmen nach

einer gewissen Zeit dazu, Investitionen abzubauen

und ungenutzte Kapazitâten stillzulegen. In makro-

ôkonomischer Hinsicht neigt wâhrend einer Rezession

nach einer gewissen zeitlichen Verzôgerung die po-
tentielle Produktion dazu, sich der realen Produktion
nach unten hin anzupassen, so dass nach einer gewissen

zelt eine hlirtschaft durchaus mit voller Kapazitâts-
auslastung arbelten kann, aber auf einem sehr nie-
drigen Produktionsniveau und mit einer hohen Arbeits-
losenquote. Auf dieser Weise verwandelt sich konjunk-
turelle Arbeitslosigkeit in strukturelle Arbeitslosig-
keit. Es gibt Anzej-chen dafür, dass dies gegen Ende

der 70er Jahre in einer Ànzahl europâischer lilirt-
schaften stattgefunden hat. Die OECD hat bemerkt, dass:

- "... es glaubhafte Anzeichen dafür gibt, dass wâhrend der 70er

Jahre die ArbeitsTosenquote in Verhâltnis zut ungenutzten Kapa-

zitât angestiegen ist. r'ür sedrs grôssere OECD-Lândert für die

die oEcD neuere Berechnungen übez die potentieTle Ptoduktion

èturchgefilhrt hat, scheint der offensichtiiche aangeT an Kapazitât

oder das "llbetangebot von Arbeit" 1980 betrâchtlich zu sejn...
die Kutven, die die ArbeitsTosenquoten in ein Verhâ7tnis zu den

Raten der KapazitàtsausTastung setzen, sind nach aussen vetschoben

worden. wenn ftiihere verhâTtnisse in etwa qü7tig bTieben, würde

eine Rückkehr zu volTer Kapazitâtsauslastung nicht zu einet

vô77igen Überwinëtung iler Flaute des Arbeitsnarkts fiihten" (I).

Die Schlussfolgerung aus dieser I'eststellung in poli-
tischer Hinsicht liegt darin, dass es elner zunahme

der Investitionen bedarf, um zur Vollbeschâftigung
zurückzukehren. Darüber hinaus si-nd mehr Investitionen

(I) OECD, Econonlc Outlook, Juli 1982, S. 26
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erforderlich, die Kapazitâten vergrôssern und das Ka-
pital "ausweiten", als fnvestitionen, die nur die pro-
dukt,ion auf dem gegenwârtigen Niveau -rationalisieren.
Es ist jedoch unwahrscheinlich, dass es zu einer sol-
chen Zunahme j.n dem SysÈem freier Marktwirtschaft, das
in lÿesteuropa vorherrscht, kommt, solange die Arbeits-
losigkeit hoch und die Aussichten auf zukünftige Nach-
frage ungünstig bleiben. Dies ist das ülesen der Fal1e,
in der sich eine Anzahl von ÿüirtschaften nunmehr be-
findet,.

Die Lôsungen, die gegenwârtig von den Regierungen be-
vorzugt werden, um aus dieser Falle auszubrechen, haben
wenig wirkliche Aussicht auf.Erfolg. Einerseits wird
behauptet, dass die lilettbehrerbsfâhigkeit durch einen
Rückgang der Lôhne oder durch produktivitâtssteigerungen
verbessert werden muss, so dass einzelne Lânder grôssere
Marktanteile auf dem Weltrnarkt erringen kônnen, r.ras zu
einer Erhôhung der Produktion und der Beschâftigung auf
dem Binnenmarkt führen sol1. Der Weltmarkt besteht je-
doch aus nationalen Mârkten, und u/enn die meisten
Lânder eine deflationâre Wirtschaf,tspolitj.k betreiben,
um die Kaufkraft ihrer Àrbeitnehmer zu verringern, dann
wird der Weltmarkt schrumpfen oder bestenfalls sta-
gnieren. Es ist physisch unmôglich, dass alle Lânder
ihre Anteile am lileltmarkt erhôhen, $renn dieser nicht
gleichzeitig wâchst. Vor diesem Hlntergrund bedeutet
eine Zunahme der Beschâftigung in einem Land den Ver-
lust an aeschâftigung andersvro. Nur wenige Regierungen
sagen k1ar, welches Nj.veau der Rea1lôhne oder der
Produkt,ivitât in Europa "wettbewerbsfâhig,, wâre, wo-
bei die unausgesprochene Schlussfolgerung darin liegt,
d.ass das Niveau der Lôhne in Lândern der Dritten l{eIt
angemessen sein kônnte!
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Eine andere "Lôsung" für die Fatle niedrigen Wachstums,

in deren Mittelpunkt ebenfalls Lohnsenkungen stehen,

isÈ besonders von den !Ûi.rtschafts- und Finanzabtei-
Iungen der inèernationalen Organisationen wie der Euro-

pâischen Konrmission und der OECD bevorzugt worden'

Diese fiitrren die geringen Investitionen darauf zurück,

dass die Gewinnnargen wâhrend der gegenwârtigen Re-

zession zurückgegangen sind. Mit den Worten der OECD:

"... besteht ein widttiger strukture'l7er Paktor in einer AnzahT

von Lândern, vor a77en aber nicht ausschl'jesslich in Europa' in

der EntvickTttng grôsserer Üngleichgewichte bei den llnteiTen an

èlez, cesanteinkc»zæn wâhtend der 70et Jahte' rn diesen Lândern

stiegen die Lôhne vnd Lahnnebertkosten schneTTer als die wn den

HersteTTetn erzieTten Preiset was zu einem anhaLtenden Rückgang

det @winnmargen fiihrte. In tgpischer Weise haben in diesen

Lândetn mangelnde Flexibilitât det Arbeitskosten und ein Dtuck

auf die Ettr.âge dez. Beschâftig)ngssituation Schaden zugefügt"

(r). ôie Lôsung für zu geringe rnvestitionen besteht

daher in einer Senkung der Rea1lôhne, um ilas Ertrags-

ni.veau vÿiederherzustellen. Sobald sich die Gewinne

wieder auf der "richtigen" Hôhe befinden, sollten
dann die Marktkrâfte sicherstellen, dass lohnende In-
vestitionen durchgeführt werden'

Auch dieses Argument ist falsch' Es trifft zu, dass

der Anteil der Ge\dinne am Nationaleinkonmen vieler
europâischen Lânder wâhrend der 7Oer Jahre zurückge-

gangen ist. Wlihrend einer Rezession gehen die Gewinn-

margen gewôhnlich zurück, und das Problem liegt darin'
dass die Rezession so lange anhielt, dass die Gewinn-

margen stârker als $râhrend anderer Rezessionen der

(I) CECD: Eoqlctnlc Outlod<, Juli 1982, S. 5'
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Nachkriegszeit zurückgegangen sind. Es ist falsch
anzunehmen, dass ein erhôhter Anteil der Gewinne am

Volkseinkommen zu verstârkten Investitionen führen
würde. In I{irklichkeit ist die Lage gewôhnlich umge-
kehrt, und Gewinnmargen steigen in der Folge ei.ner
Erhôhung von Produktion, Umsatz und Investitionen,
aber sie sind nlcht deren.Ursache.

Ein einzelnes Investitionsvorhaben wird nicht durch
die verschvrommene Ansicht iiber den Ànteil der Gewinne
am Volkseinkommen bestimmt, sondern durch den erhoff-
ten Einkommensfluss, der dern Invest,or durch die In-
vestitlon zustrômt, im Vergleich zu dem Einkommen
oder gegen das Einkommen aufgerechnet, das durch die
Investition des gleichen Geldbetrages anderswo er-
zielt werden kônnte und das normalerweise dem alIge-
mei-nen Zinsniveau entspricht. Dieser !ùert ist der er-
\"rarteten Profitrate einer bestimmÈen Investition oder
der Rendite âhnlich, was bei. der Entscheidung, ob ein
besÈimmtes fnvestitionsvorhaben durchgefiihrt wird
oder nicht, wichÈiger ist als der Anteil des Gewinnes.
In Zeiten der Ungewissheit kônnen Renditen nur schwer
genau geschâtzt werden, und Unternehmen kônnten daher
ihre InvesÈitionen aufgrund des',Amortlsierungszeit_
raums" wâh1en, wâhrend dessen die Bruttogewinne der
fnvestitionen die gesamten Kost,en decken. Je kürzer
dieser Amorti-sierungszeltraurn isE, desto interessanter
ist die Investition. Ej_n zentraler Bestimmungsfaktor
sowohl der erwarteten profltrate als auch des erwar-
teten Amortisierungszeltraums besteht in der erv/ar-
teÈen zukünftigen Nachfrage für die Waren und Dienst-
leistungen, die von der Maschine oder dem Betrieb, in
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dem die Investition vorgenornmen worden ist, produzLerL

werden solIen. Diese voraussichtliche zukünftige Nach-

frage wird stark von dem Einkommensniveau beeinflusst.
Wenn die Realej-nkommen zurückgehen, wird es in der Zu-

kunft für das Unternehmen keinen Markt geben, und das

Unternehmen wird nicht investieren. Politiken, d5-e

darauf abzielen, die Lôhne zu senken, um die Investi-
tlonen zu steigern, werden daher keinen Erfo1g haben,

sondern wahrscheinlich die Lage noch verschlimmern.
Àuch auf diesen Punkt wird in Abschnitt IVf) dieses
Berichts unter "Kreditaufnahme , die Geldmenge und

Inflation" noch zurückgekommen.

C,egenwârtige Politiken, die darauf ausgelegt sind, die
Investitionen im Privatsektor z! fôrdern, werden daher
wahrscheinlich keinen Erfolg dabei haben, die meisten
Volkswirtschaften aus der "FaIIe niedrigen ÿÿachstums"

zu befreien. Die einzige politische Lôsung, für die
es Erfolgsaussichten gibt, liegt für die Regierungen

darin, Massnahmen in den Bereichen zu treffen, über
die sie direkte Kontrolle ausüben, vor allem im Be-

relch der Investitionen des ôffentlichen Sektors. So-

bald das Wachstum eingesetzt hat, werden sich grôssere
Môgtichkeiten für die Anwendung sowohl von Nachfrage-
als auch Industrlepolit,iken ergeben, um die Beschâfti-
gung auszuhreiten. Aber der ursprüng1J-che Ànstoss muss

aus dem ôffentlichen Sektor kommen. Der foldende Ab-

schnitt dieses Berichts geht dazu über, darzustellen,
welche wirtschaftliche Rolle der ôffentliche Sektor
gegenwârtig 1n verschiedenen europâischen Lândern

spielt.
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III. DER ôFFENTLICHE SEKTOR IN T.IESTEUROPA

a) Der Anteil ôffen tlicher Ausqaben am Volkseinkommen

Ein bedeutender Teil aller Wirtschaften WesteuroPas

wird durch staatliche Behôrden betrieben, die durch
Besteuerung Einkommen einziehen und Ausgaben für ver-
schiedene Zwecke vornehnen. Die Entscheidungen dieser
Behôrden werden nicht nur durch kommerzielle Erwâ-

gungen, sondern durch andere wirtschaftliche, soziale
oder politische Faktoren bestimmt. Dies ist nicht
immer der Fall gevresen. Mitte des 19. Jh. wandten die
stârker industriallsierten Lânder Europas wie Gross-
bri-tannien weniger als 10* ihres BIP für ôffentliche
Ausgaben auf. Zu Beginn des Ersten !{eltkrj-eges war der
Anteil auf etwa 20t angestlegen, wâhrend gegenwârtig,
wie spâter in diesem Kapitel beschrieben wird, etwa die
HâIfte des BIP in den neisten europâischen Lândern

durch die ôffentliche Hand produzLerL oder verteilt
wird.

Der ôffentliche Sektor spielt daher in den europâischen
ÿùirtschaften eine grosse Rolle und bildet ei-nen Bereich,
1n dem die Regierungen direkt für die gefâllten Ent-
scheidungen verantwortlich sind. Es ist ein Sektor, in
dem die Regierungen, fa11s sie dies wollten, die Poli-
tiken durchzufiihren beginnen kônnten, die.darauf ab-
zielen, aus der im vorangegangenen Kapitel beschriebe-
nen Falle niedrigen Wachstums auszubrechen. Die ver-
schiedenen Arten der ôffentlichen Àusgaben und die Art
und Weise, in der Steueraufkommen eingezogen wird, urn

diese zu finanzleren, haben verschiedenartige \^rirt-
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schaftliche Ausvrirkungen. Kapitel IV über die "Finan-
zierung eines Ankurbellrngsprogratnms ôffentlicher In-
vestitionen" geht auf dle Auswirkungen verschiedener
Àrten, Staatseinnahmen aufzubri.ngen, ei.n. Dieses Kapitel
stellt hingegen die Àuswirkungen verschiedener Arten
ôffentlicher Àusgaben dar.

Der Staat nimmt zwei deutlich verschledene Arten von
Àusgaben vor. Einerseits gibt er GeId für Waren und

Dienst,leistungen aus, andererseits nlmmt er Transfer-
leistungen von einer gesellschaftlichen Gruppe zu

einer anderen vor. Es wird in Îabelle IV dargestellt,
dass sich die Arten ôffentli.cher Ausgaben für Waren

und Dienstleistungen in den sieben grôsseren OECD-

Lândern durchschnittlich auf 17.9* des BIP für laufende
Ausgaben und auf 3.58 des BIP für Kapitalinvestitionen
beliefen. Beisplele für Transferleistungen sind Zins-
zahlungen für Schulden, die aus der ôffenttihcen Kre-
ditaufnahne herri.ihren und die sich in den sieben
grôssten OECD-Lândern gegen$rârtig auf 3.It des BIP

belaufen, Iransferleistungen wle Soziallelstungen, di-e

14.58 des BIP ausmachen und ôffentliche Beihilfen für
die Privatwi.rtschaft, die si.ch auf I.IB des BIP belaufen
Die Gesamtausgaben der ôffentlichen Hand im VerhâIt,nis
zum BfP belaufen sich in den sieben Lândern auf etwa 40E

und spiegeln den Gesamtbereich der Wirtschaft wider,
1n dem die Regierung für die Produktlon oder die Ver-
teilung von Einkommen verantwortlich ist.
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TABELLE IV
TRENDS STAATLICHER AUSGABEN IN DEN SIEBEN GRÔSSEREN

oECD-LIINDERN 1978 - 1982 a)

in E des nominalen BSP/BIP zu Marktpreisen

AUSGÂBEN 1978 T979 1980 I98I b) r9B2b)

Verbrauch des Staates 17.6 17.4 I7.9 l8.I L7.9
davon:
Lôhne + cehâlter I0.5 I0.2 10.3 I0.3 10.2
Zinsen für Schulden
der ôffentl. Hand 2.2 2.3 2.5 2.9 3.1
Beihilfen 1.I 1.1 I.l 1.1 I.t
Transferlei stungen
(einsch1. soziale
Sicherheit) 13.I 13.I 13.6 L4.2 14.5
Laufende Gesamt-
ausgaben 34. I 33. 9 35 .2 36. 3 36 .6
Bruttoinvestitionen+) S. g 3 .9 3.9 3.7 3.5

/'
a) 1980 BSP/BIP. Durch eln Sternchen gekennzeichnete

Posten sind gewogene Durchschnitte der sechs
grôsseren Volkswirtschaften mit Àusnahme der Vei-
einigten Staateni die Einzelposten ergeben daher
nicht das Gesamtergebnis.

b) osco-Schâtzungen und Prognosen.

Quelle: OECD Economic Outlook, Dezember I98I.

Die laufenden oder Investitionsausgaben der ôffentlichen
Hand kônnen sich mit denen, die durch den prlvaten
Sektor ausgefiihrt urerden, überschneiden und durch kom-
merzlelle Faktoren beeinflusst h/erden. Die Abgrenzung
zwischen den Gütern und Dienstleistungen, die durch
ôffentliche Unternehmen oder die Regierung erbracht
werden und denjenigen, die durch die privatwirtschaft
geliefert vrerden, ist ebenfalls zwischen verschiedenen
Industrielândern sehr unterschiedlich. Tabelle V zeigt,
die Aufschlüsselung ôffentlicher Ausgaben nach wirt-
schaftlichen Kategorlen in verschiedenen OECD-Lândern.

\
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Es ist bezeichnend, dass der Anteil der Gesamtausgaben

der ôffentlichen Hand am BIP in den westeuropâischen
Lândern im allgemeinen um fast 50t hôher liegt als in
Nordamerika, Japan und Àustralien. Jedoch gibÈ es auch

innerhalb von Westeuropa bedeutende Abweichungen. Im

allgemeinen hat mit d,er Zunahme des Lebensstandards in
Westeuropa wâhrend der Nachkriegsjahre aufgrund des

wirtschaftlichen hiachstums auch das allgemeine Àusmass

des ôffentlichen Sektors im Verhâltnls zur cesamtpro-
duktion zugenommen. Llinder mit einem hôheren Niveau
der Realeinkornmen haben dazu geneigt, einen hôheren
Anteil des Einkommens für ôffentliche !{aren und Dienst-
Ieistungen auszugeben. Der Anteil des ôffentlichen
Sektors am BIP reicht daher von 58.5E in Schweden,

55.38 1n den Niederlanden und 50.68 in Norwegen bis zu

25.22 in Spanien. o

b) Transferleistg4ge4

TabeIIe V zelgt auch, dass im Dürchschnitt ein Drittel
der ôffentlichen Ausgaben in der Form von lransferlei-
stungen für Haushalte vorgenonmen wird. Dies ist zwi-
schen ej.nzelnen Lândern unterschiedlich, wobei odie

hôchstenuAnteile 1n den Niederlanden und in Frankreich
zu verzeichnen sind, j.n denen fast die Hâlfte der
ôffentlichen Àusgaben in der Form solcher Transfer-
leistungen vorgenommen wird. Ei.n Faktor, der einige
der Unterschiede bei den Ànteilen der Ausgaben für
lransferlej.sturlgen in Lândern mit in etwa vergleich-
baren Niveaus der Pro-Kopf-Einkommen erklârt, liegt in
der unterschiedlichen Partizipationsrate der Prauen an

der Erwerbsbevôlkerung. In Lândern wie Frankreich und
den Niederlanden, in denen relativ wenige Frauen in
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die Erwerbsbevôlkerung eingetreten sind, neigt der An-

teil von Famifienzulagen, die durch die Sozialversiche-
rung gezahlt werden, dazurhoch zu sein, wâhrend die
Ausgaben für ôffentliche Dienstleistungen wie Kinder-
betreuung und Vorschulerziehung eher niedrig sind. In
Lândern mit hohem Pro-Kopf-Einkommen, in denen es hohe

Partizipationsraten für Frauen gibt, ist gewôhnlich

das Gegenteil der FaIl.

Die gesamten Transferleistungen belaufen sich im Ver-

hâltnis zu dem BIP auf 26.88 in den Niederlanden, auf
2I.78 in Frankreich, auf 20.58 in Belgien und auf
19.5E in Schweden. Die geringsten Anteile der Transfer-
leistungen am BIP finden sich in Griechenland (8.58),
Japan (9.22), Àustralien (9.3E), Finnland (9.5c) und

Spanien (9.98).

lilie in diesem Bericht spâter noch betont werden wird,
haben sich die Regierungspoliti-ken, die darauf ab-

zielten, das Ausmass des ôffentlichen Sektors zu be-

schneiden und die daraus folgende Zunahme der Arbeits-
losigkeit in den meisten europâischen Lândern auf den

Anteil der ôffentlichen Ausgaben, die für Transferlei-
stungen aufgewendet werden, ausge\Àrirkt. In den sieben
grôssten oECD-Lândern nahm zwischen I978 und 1982 der
Anteil der ôffentlichen Ausgaben für Transferleistungen
an Haushalte von 34E auf 36* ztt, und der prozentuale
Anteil der Transferleistungen am BIP stieg von 13.IB

auf 14.58. Die Zuwâchse waren am grôssten im Bereich
der "Leistungen der sozialen Sicherheit und anderen

gezahlten laufenden Transfers". Dies ist die natürliche
Folge hôherer Arbeitslosigkeit, bei der, da mehr und

mehr Menschen nicht mehr imstande sind, ihren Lebens-
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unterhalt durch Arbeit zu verdienen, di.ese von Àrbeits-
Iosenunterstützung und Sozialhilfe leben müssen. ôi.e
Kosten für die Arbeitslosenunterstützung für den'Staat
wurden im Àbschnitt IIb) dieses Berichts dargesh|It.
Was geschieht, j.st, dass dj-e Regierungen Àusgaben\von
aktiven Bereichen der ôffentlichen Àusgaben zu passiven
Posten wie Àrbeitslosenunterstützung und Transferlei-
stungen der Sozialversicherung verschieben. Dies führt
zu einer Verringerung der Rolle des ôffentlichen Sek-
tors als Instrument für die Schaffung neuer wirtschaft-
licher Tâtigkeit und verwandelt ihn in ein Instrument
für die Umvertei.lung der Lasten, die aus den gegen-
wârtigen Wirtschaftspolitiken herrühren. Es wird spâÈer
in Kapitel IV auch betont, dass ein wachsender Àntei1
der ôffentlichen Ausgaben und des BIP in der Form von
Zinszahlungen für Schulden erfolgt, die aus früherer
ôffentlicher Kreditaufnahme herriihren. Dies ist zum

Teil ein Ergebnis der gegenwârtigen Zinssâtze.

c) Der aktive ôffentliche Sektor: feufgnqe_èU§gêèqq

Es ist ein zentrales Thema dieses Berichts, dass das

Schwergewicht der ôffentlichen Ausgaben von passiven
zu aktiven Ausgaben zurückverschoben werden sollte,
und zwar nicht durch eine Senkung der Sâtze der Trans-
ferlelstungen, sondern durch eine Ausweitung der ak-
tiven Àusgaben dergestalt, dass sie die Àrbeitsl,osig-
keit und dmait die Last der gesamten Transferlei-
stungen vermindern.

Es ist jedoch wichtig, sich daran zu erinnern, dass,
wie in Tabelle V gezeigt wurde, die V{aren und Dienst-
leistungen, die von dem ôffentlichen Sektor produziert
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$rerden, in einzelnen europâischen Lândern voneinander
abweichen. Grundsâtzliche ôffentliche Dienstleistungen,
die in allen Lândern erbracht wérden, sind die zentrale
und Geneindeverwaltungr die ôes Rechtwesens und die
Landesve.rteidigung. In mehr oder weniger grossem Àus-
mass liefert der ôffentliche Sektor auch Dienstlei-
stungen j-m Bereich von Erziehung, Gesundheit, Verkehr,
Wohnungswesen, I{ohlfahrt und Freizeit. Er erbringt
auch die ôffentliche versorgung, wie wasser und Post
und umfasst in einigen Lândern Energie, das Nachrichten-
wesen, Rundfunk und einen immer grôsseren Bereich
ôffentlicher Unternehmen oder verstaatlichter Indu-
strien, die sich von Industriezweigen wie Stahl über
das verarbeitende Gewerbe im allgeneinen bis zu

Teilen des Dienstleistungsbereichs wie den Banken er-
strecken.

In einigen dieser Bereiche handeln die ôffentlichen
Behôrden gemâss wirtschaftlicher Kriterien und er-
heben die Preise für die Waren oder Dienstleistungen
in âhnlicher hleise wie der kivatsektor. In anderen
Tâtigkeitsbereichen vÿar es in wirtschaftlicher oder
sozialer Hinsicht sinnvoIl, dle ôffentlichen I{aren

oder Dienstleistungen vollstândig oder teilweise über
Steuern oder allgemei.ne Àbgaben durch den Staat zu

finanzieren. In einigen Fâ1len erfolgt dles aus so-
zialen Beweggründen, rrro es wiinschenswert 1st, Probleme
von Armut und unzureichender Erziehung zu lindern, h,as

in einem Marktsystem, in dem dle Einkonmen ungleich
verteilt slnd, unmôglich wâre. In vielen Fâllen war

es jedoch wirtschaftlich vernünftig, ei.ne Dienstlei-
stung kollektiv zu erbringen, und sle durch das Steuer-
hresen zu finanzieren, wie zum Beispiel in Grossbritannien,
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h,o die Gesundheitsfürsorge im allgemeinen durch den

nationalen Gesundheitsdienst gewâhrleistet wird, der
vor allem durch allgemeine Besteuerung finanziert wird
und in dem die Verwaltungskosten wesentlich niedriger
Iiegen als in Systemen wie in den Vereinigten Staaten,
in denen sich ilas Gesundheitswesen weitgehend in den

Hânden des Privatsektors befindet. Grossbritannien
gibt 5.6t des BfP für das Gesundheitswesen aus, im
Vergleich zu lOE in den Vereinigten Staaten. Dennoch

entfallen in Grossbritannien 1975 nur Il7 Personen auf
ein Krankenhausbett verglichen mit 152 in den Verei-
nigten Staaten (l).

Bei der Lieferung dieser !ÿaren und Dienstleistungen
leisten die Regierungen sowohl Verbrauchsausgaben, um

diese Dienste funktionsfâhig zu erhalten als auch In-
vestitionsausgaben, um sie für die Zunkunft auszubauen.

Der Grossteil des laufenden Verbrauchs erfolgt in der
Form von Lôhnen und cehâItern für ôffentliche Bedien-
stete. Tabelle TY zeLgt, dass in'den grôssten OECD-

Lândern die Regienrngen gegenwârtig im Durchschnitt
17.9C des BIP für den laufenden Verbrauch ausgeben,

von denen I0.2E auf Lôhne und GehâIter im ôffentlichen
Sektor entfallen. Es ist auch bezeichnend festzustellen,
dass der Grossteil der Àusgaben, die im ôffentlichen
Sektor nicht auf Gehâlter entfallen, sondern sowohl auf
Verbrauch als auch Investitionen, die sich auf durch-
schnittlich I1.28 des BIP belauf,en, für Güter und

Dienstleistungen des Privatsektors vorgenommen wird.
Auf diesen Punkt wird in Abschnitt IIIe) rrnd f) zurück-
gekommen. Tabelle V zeigte, dass der Ànteil des BIP, der
für den Endverbrauch des ôffentlichen Sektors ausgegeben

(1) Veræinte lihticnen: I{orld Statistics in Brlef
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wird, mit jeweils knapp iiber 208 des BIP, am hôchsten
in Schweden (27.7?), Dânernark (25t), der Schweiz,
Kanada und Deutschland ist. Es sollte jedoch betont
werden, dass die statistischen Definitionen des ôffent-
Iichen Sektors von Land zu Land voneinander abweichen.
Ej-n Beispiel hierfür liegt in der verschiedenen Àrt und
Weise, in der ôffentliche Unternehmen oder verstaat-
lichte Industrien in die ôffentliche Haushalte einge-
ordnet werden. In der Mehrzahl der Lânder werden nur
die ôffentlichen Beihilfen ftir staatllche Unternehmen
in den Haushalt des ôffentlichen Sektors aufgenornmen.

In Grossbritannien wird jedoch die Tâtigkeit der ver-
staatlichten Industrien in die Kreditaufnahme des
ôffentlichen Sektors aufgenommen (I) .

Tabelle VI zeigt für ausgewâhlte Lânder eine Auf-
schlüsselung verschiedener Arten ôffentlicher Ver-
brauchsausgaben im VerhâItnis zu den gesarnten Ver-
brauchsausgaben. !{âhrend Schweden, Italien und Gross-
britannien allesamt einen bedeutenden Anteil der Aus-
gaben für das C,esundheitsh/esen aufwenden, geben die
Vereinigten SÈaaten und Japan relativ wenig für diesen
Bereich aus, da der überwiegende Teil ihres Gesund-
heltswesens privat flnanziert wird. Die Angaben zeigen
auch, dass je hôher der Anteil des ôffentlichen Ver-
brauchs am BIP ist, desto geringer der Anteil der all-
gemeinen ôffentlichen Dienstleistungen am ôffentlichen
Verbrauch. Eln Bereich, auf den die Lânder einen Gross-
teil ihrer Ausgaben konzentrieren, liegt im Erziehungs-
vresen. Japan wendet einen besonders hohen Anteil von
37.59 der Ausgaben für das Erziehungsr.resen auf. Die

f\:r dj-e Schwierigkeiten, dte dies fi:r einige britische laer-
staatlichte Irdustrien venrrsacht hat, vg1. I.Iational EconqrLic
Ib\æIoprent Council (NEæ): "The Interlependence of tlre public
an kirrate Sectors in tlre UKu, 1981.

(r)

)
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Verteidigungsausgaben sind bedeuÈend in den Vereinig_
ten Staaten und in Grossbritannien, aber geringer in
anderen Lândern.

Die erste Spalte von Tabel1e VI gibt die Zah1en für
die BeschâfÈigungselastizitât der ôffentlichen Àusga_
ben für den Endverbrauch wieder. Aus diesen.Zahlen
1âsst slch klar ableiten, dass je hôher das Niveau
der ôffenÈlichen Ausgaben 1st, deslo grôsser die Aus-
wirkungen jeglicher zusâtzllcher Ausgabensteigerung
auf die Beschâftigung ausfallen. Das Ausmass isÈ je_
doch nicht der einzige Faktor, der die Grôsse der
BeschâftigungseffekÈe bestimrnÈ. Die jeweilige Zusam_
mensetzung der Ausgaben für den Endverbrauch im ôf_
fentlichen Bereich ist ebenfalls wichtig. Auf diese
Punkte wird spâter in diesem Bericht anlâsslich der
Beschâftigungseffekte von Verânderungen ôf fentlicher
Ausgaben zurückgekommen.

d) Der aktive ôffentl iche Sektor: Investitionen

Es \.rurde im Abschnitt IIIa) betont,, dass die ôffent_
richen Behôrden nicht nur raufende ôffentliche Dienst-
leistungen erbrj.ngen, sondern dass sie auch für die
zukünftige Bntwicklung dieser Dienste investieren, in_
dem sj-e Schulen, Krankenhâuser oder Wohnungen bauen.
Sie sichern auch eine Entwicklung der nôtigen fnfra_
struktur durch Investitionen im Verkehrswesen, für
die Entwicklung der Innenstâdte, der Kanallsierung
und der Trinkwasserversorgung. In vieten Lândern sind
sie auch letztlich für die Investitionsentscheidungen
ôffentlicher unternehmen in einer Reihe von rndustrien
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und Dienstleistungsbereichen verantwortlich, in denen

es sich von einem nationalen Gesichtspunkt aus als
wichtig erwiesen hat, elne ôffentliche Beteiligung an

der industriellen Entwicklung zu gewâhrleisten'

Tabelle V zeigte den Bereich der Investitionen des ôf-

fentlichen Sektors im VerhâItnis zum BIP. JaPan weist
im VerhâItnis zum BIP den hôchsten Anteil ôffentlicher
Investitionen (5.68) auf. Im Hinblick auf dle Tatsache,

dass Japan einen relatlv kleinen ôffentlichen Sektor

besitzt, ist es offensichtlich, dass Japan mehr als
andere Lânder ôffentliche Investiti-onen als ein wich-

tiges Instrument für die lrlirtschaft einsetzt' Ôffent-
liche Investitionen belaufen sich ebenfalls auf mehr

als 5E des BIP in Àustralien und in Neuseeland'

Tabelle VII steIlt für bestimmte europâische Lânder

den Anteil der C'esamtinvestitionen am BIP wâhrend des

Ietzten Jahrzehnts dar. Sie gibt auch die Investi-
tionen cler ôffentlichen Hand im Verhâltnis zum

BIP und die ôffentlichen Investltionen 1m VerhâItnis

zu den Gesamtinvestitionen wieder. Es sollte betont

werden, dass 1n den meisten Lândern Investitionen der

ôffenttichen Unternehmen nicht in den Investitionen
der ôffentlichen Hand enthalten sind. Ôffentliche
Unternehmen haben jedoch mit der staatlichen Verwal-

tung enge Verbindungen, und thre Entscheidungen in
bezug auf zukünftige Investitionen werden direkt durch

Entscheidungen und Massnahmen, die von den natlonalen
Regierungen getroffen werden, beeinflusst.

Der Anteil der C,esamtinvestitionen am BIP ist in den

meisten OECD-Lândern seit Anfang und Mitte der 70er

Jahre zurückgegangen, was für viele l{irtschaften die
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Gefahr der Falte niedrigen hlachstums, auf die in Ka-

pitel IIc) dieses Berichts eingegangen wurde, wider-

spiegelt. Aber wâhrend ôffentliche Investitionen in
vielen Lândern bis zu ein Fiinftel der Gesamtinvesti-

tionen darstellen, wie aus Tabelle VII hervorgeht,

haben sich nur wenige Lâniler darum bemüht, wâhrend der

gegenwârtigen Rezession ôffentliche rnvestitionen da-

zu z,J verwenden, den Rückgang der rnvestitionen i'm

verhâltnis zum BIP abzuwenden. In der lat sind in
einigen Lândern die ôffentlichea Investitionen um

unverhâltnismâssig grosse Betiâge -zurückgenommen 
wor-

den. In Grossbritannien betragen z.B. ôffentliche In-
vestitionen 1982 nur l.9E des BIP im Vergleich zu 5t

im Jahre 1973 und 4.48 im Jahre 1976. Dieser Rück-

gang trat mit besonderer Schârfe nach 1979 a1s ein

bevrusster Akt der Regierungspolitik ein. Tabelle IV

zelqte, dass in den sieben grôssten oECD-Lândern die

ôffentlichen Investitionen zwischen I978 und I982 von

durchschnitstlich 3.9t auf 3.5t des BIP zurückgingen'

Tabelle vII zeigt, dass von a1len dargestellten euro-

pâischen Lândern nur Irland den Anteil der ôffent-
lichen InvesÈitionen fühlbar von 3.8t des BIP im Jahre

1976 auf 5.I8 im Jahre 1982 gesteigert hat. Es sollte
betont werden, dass ein fiihlbarer Anstieg der ôffent-
lichen rnvestitionen im Verhâltnis zum BIP 1983 für
Frankreich vorausgesagt wird. In den meisten Lândern

mit Àusnahme von Belgien ist der Àntei1 ôffentlicher
Investitionen am BIP gefallen. Vor dj-esem Hintergrund

müssen die vorschrâge, die in Abschnitt rrrf) dieses

Berichts für eine unverzügliche Ankurbelung der ôffent-
lichen Investitionen um einen Betrag, der sich auf lB

des BIP belâuft, im wesentlichen als gemâssigt be-
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t.rachtet vrerden. Sie stellen nicht mehr dar, als eine
teilweise ltiederherstellung des Anteils, der in eini-
gen Lândern fiir die ôffentrichen rnvestitionen wâhrend
der I{itte der 70er Jahre vorgeherrscht hatte.

d) Der ôf tliche Sektor di.e Schaffunq von Àr-
beitsplâtzen

Der ôffentliche Sektor ist wâhrend der letzten Jahr-
zehnte auch im Hinblick auf die Schaffung neuer Àdceits-
plâtze wichtig gewesen. Fast die gesamte zusâtzliche
Beschâftigung in hlesteuropa ist im Dienstleistungs-
sektor entstanden und dies wiederum in weit,em Masse
im ôffentlichen Sektor. Àngesichts der Tatsache, dass
wâhrend der 70er Jahre die Gesamtbeschâftigung in
ganz Europa wenJ_g gewachsen ist, hat der Anteil des
ôffentlichen Sektors an der Gesamtbeschâftigung zu-
genommen.

TabeIIe VIII zeigt den Ant,eil des ôffentlichen SekÈors
an der gesamten Beschâftigung in den OECD-Lândern wâh-
rend eines Zeitraums von 20 Jahren. Der gemeinsame !ÿe-
senszug liegt in einer Zunahme des ôffentlichen Àn-
teils an der Beschâftigung mit Ausnahme einiger weni-
ger Fâlle wie den Vereinigten Staaten und Kanadas. Der
relative Ànteil des ôffentlichen Sektors an der Gesamt-
beschâftigung ist am schnellsten in den skandinavischen
Lândern und in ôsÈerrej_ch gewachsen.

Die Bedeutung ôffentli.cher Unternehmen und verstaat-
lichter Industrien für die Beschâftigung ist ebenfalls
betrâchtlich. Ihr Ànteil an der Gesamtbeschâftigung
belief sich 1979 auf 8.29 in Grossbritannien, 7.gt in
Deutschland, 6.3t in Italien und 4.3t in Frankreich.
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TABELLE VIII

ÀNTEIL DES ÔFFENTLICHEN SEKTORS AI'I DER GESÀMTBESCHÂFTIGUNG

r960-79

(in t)

1960 r 965 1970 1975 1978 1919

Australien a)

Ôsterreich
Belgien b)

Kanada c)

Dânemark

Finnland
Frankreich
Deutschland
IrIand
Italien
Japan

Luxemburg

Niederlande e)

Neuseeland
Norwegen e)

Portugal
Spanlen
Schweden

Schweiz

Grossbritannien
Ver. Staaten

n. a.
r0.8
L2.2
n. a.
n. a.

7.8
12. r
8.0

n. a.
8.r

n. a.
n. a.
rr.7
r7 ,4

L2 .7 fl
3.9

n. a.
r2.8
6.3

r4 .99)
r5.7

22.2
r2.0
13.2
17 . 6d)

13.2d)
9.3

rr.6
9.8

n. a.
9.9

n. a.
n. a.
1r.5
L7 .4

r3.8
4.8
6.6

15.3
6.7

r5.7
L6.7

22.9
r4.I
r3.9
r9.5
r6.8
I1.8
12 .4

rr.2
rr.2
r0.9
5.8
9.7

L2.L

L7 .7
r6.4
5.8
7.1

20 .6

7.9
r8.0
r8.0

25.5
16. 9

L5 .2

20.3
23,6
L4 .7
r3.7
r3.9
r3.4
r3.4
5.5

r0.0
r3.5
r8.4
L9.2

8.r
r0.0
25 .5

9.4
2r.0
r8.0

26 .O

18. 3

r6.9
r9.8
25.5
17 .8
L4 .2

r4.5
14.2
L4 .2

5.5
II.O
r4.5
L9.2
20.8
8. rh)
12.3
29 .O

r0. r
2r .4
r6.8

25.9
I3.5
r7.6
r8.9
n. a.
r8. r
n. a.
r-4 .7

14.3
14 .3

6.5
n. a.
L4 .7

n. a.
2t. r
n. a.
12.6
29.8
I0 .2
2r.5
r6.5

a) Angaben für Àustralien sind nicht direkt vergleichbar, da sie sich
auf mehr als die allgemeine Verwaltung erstrecken. hlerte bereinigt
für Unterbrechungen der serien 1966 und 1971.

b) Werte bereinigt für Unterbrechungen der Serie 1970.

c) werte bereinigt für Unterbrechungen der Serie 1975.

d) r965.
e) Àngaoen in Erwerbspersonenjahren.
f) 1962

9) 196 I
h) L977

n.a.: Angaben nicht erhâItlich.
Quelle: OECD: Employment in the Public Sector.
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I{enn man sie mit der Gesamtbeschâftigung des ôffent-
lichen Sektors vergleicht, ûraren in den ôffentlichen
Unternehmen in Deutschland, fÈalien und Grossbritan-
nien bis zu halb so vj_ele personen beschâftigt wie in
der allgemeinen Verwaltung. Die Zahlen beliefen sich
in diesen drei- Lândern auf jeweils 542, 4AZ und 399.
In den anderen Lândern fiel dieses Verhâltnis geringer
aus.

Ôffentliche Ausgaben schaffen nicht nur Arbeitsplâtze
im ôffentlichen Sektor oder in ôffentlichen Untêrneh-
men. Irlie aus Tabelle IV hervorging, bestanden etltra
1I.28 des BIP der grôsseren OECD-Lânder in der Form
von ôffentlichen Àusgaben für GüÈer und Dienstlei-
sÈungen ohne die Ausgaben für Lôhne. Eine Zunahme der
nicht-lohngebundenen Àusgaben und insbesondere der
ôffentlichen Investitionen würde zumindest in einer
Anfangsphase im Privat.sektor der Wirtschaft und i.ns-
besondere i-n der Bauririrtschaft neue Àrbeitsplâtze
schaffen. Eine Zunahme der Investitionen würde zu;
nâchst im Bereich der Planung und anschlj_essend im
Baugewerbe selbst neue Arbeltsplâtze schaffen. Die
direkten Beschâftigungseffekte der Investitionen des
ôffentlichen Sektors kônnen sehr betrâchtlich sein.
Eine Untersuchung in Grossbritannien (I) schâtzte,
dass eine zusâtzliche Àusgabe für Investltionspro-
granme im Wohnungsbau von 500 Mio. pfund, die 0.258
des BIP entspricht, wâhrend eines Zeitraums von drei
Jahren etwa 48.000 direkte Àrbej-tsplâtze schaffen
würde.

Ein Anreiz für fnvestitionen âhnlicher Grôssenordnung
für Kanalisations- und Strassenbauprogramme würde

(I)'Canbridge Ecorpnetrics", Àto\Enber 1ggl _
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42.OOO Arbeitsplâtze schaffen- Aber neben der Schaffung

von direkÈen neuen Arbeitsplâtzen würde eine Zunahme

der Produktion in der Bauinilustrie auch eine zunahme

der Produktion und der Beschâftigung bei den Zuliefer-

industrien, für die das Baugewerbe ein bedeutender

Kunde ist, hervorrufen. Die europâlsche Baui'ndustrie

nimmt die gesamte Produktion der Ziegel-und Dachzlegel-'

keramischen Kachel- und Zementherstellung ab, 60-70â

der Holz- und Flachglasproduktion, 35? der Kabel und

Leitungen sowie 25? der Stahl- und Kunststoffpro-
duktion.

Es sei noch einmal betont, dass diese Branchen auch

durch u9genutzte Kapazitât und Arbeitslosigkei't gekenn-

zeichnet sinil. Aber zusâtzliche indirekte Effekte auf

die Beschâftigung würden sich auch bemerkbar machen,

sobald die von neuem beschâftigten Bauarbeiter und

Arbeitnehmer in den Zulieferindustrien ihr Einkommen

erhôhen und so ihre Ausgaben für andere Güter und

Dienstleistungen steigern, iromit allgemein Produktion

und Beschâftigung belebt werden. Dle oben erwâhnte Un-

ÈersuchungderWirtschaftGrossbritannienszeigte,dass
ein Ankurbelungsprogralnm von 500 Mio. Pfund für den

Wohnungsbau 16.000 indirekte Arbeitsptâtze schaffen

würde, die zu den 48.000 direkten hinzugerechnet werden

müssen, und das Programm für Strassen und Kanalisation

würde zuzügIich zu den 42.OOO direkten 20.000 indirekte
Arbeitsptâtze schaffen. In einer noch lângerfristigen
Perspektive würde dauernde Beschâftigung für diejenigen
geschaffen, die in den neuen Gebâuden tâtig sind, ob es

slch nun um Schulen, Krankenhâuser, die Energiewirtschaft
oder das Verkehrswesen handelt-

Investi-tionen des ôffentlichen Sektors schaffen daher

Arbeitsplâtze sowohl im ôffentlichen, a1s auch im Pri-
vatsektor.
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f) Ein international es Ankurbelunqsproqrarnm

Vor diesem Hintergrund der Arbeitslosigkeit und der Ge-
fahren der Fa1le niedrigen lùachstums und dem Abbau von
Investitionen hat der EGB ein unverzügliches Ausgaben-
programm von lB des BIP durch die westeuropâischen Re-
glerungen "auf môg1i-chst direkte Weise" , gefordert. An-
gesichts des Rückgangs der fnvestitionen im ôffent-
lichen Sektor und des Potentials für die Schaffung von
Arbeitsplâtzen durch ôffentliche Investitionen sollte
das Ankurbelungsprogramm zunâchst in diesem Bereich
durchgeführt werden. In vielen Lândern würde dies nur
eine teilweise liliedergutmachung des Rückgangs der ôf-
fentlichen Investitionen seit Mitte der 70er Jahre be-
deuten. Die vorrangigen Bereiche für fnvestitionen, die
vom EGB aufgefirhrt wurden, umfassten: ôffentliches Ver-
kehrswesen, Fernmelderr/esen, Wohnungsbau und Stadt-
sanierung, Gesundheit und Erziehung, Verschmutzung der
Meere und Flüsse sowie allgemeine Verbesserung der
UmwelÈ.

Diese Vorschlâge des EGB spiegeln die Forderungen wi-
der, die auf nationaler Ebene von den angeschlossenen
Organlsationen erhoben worden sind. Der Deutsche Ge-
werkschaftsbund (DGB) schlug anlâsslich seines Kon-
gresses von 1982 ein umfassendes Progranm ôffentlicher
Investitionen durch den Bund, die Lânder und die Ge-
meinden vor, das sich bis 1985 auf 50 Mia. DM belaufen
so11te. Ein TeiI der Investitlonen sollte auf Energie-
einsparung, die Schaffung neuer Energiequellen und
ej-ne verbesserte Nutzung der Kohle ausgerichtet sein.
Ein anderer Teil des Programms umfasste ôffentliche

für ôffentliche Investitionen
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Investitionen für Infrastrukturvorhaben. Das Programm

betonte vor allem Investitionen für:

"a) wohnungs- ürjl Stâcttebau, insbesondere sozialet ttietwoh-

nwtgsbau in BaTlwtgsgebieten, sozial otientiette Wohnungs-

nodernis ieturr.g, Sanier ung und wohnunf e Tdve rbesse ntng der

Innenstàdte;

b) Verkehr, insbesondete Àusbau des ôîtentlichen Nahver-

kehrs, Beseitigung von Verkehrslâtn und llnfaTlgefahren;

c) Umweltschutz, vetbesserung der Ttinkwassetvetsotgung

tnd -qualitât, Vertingerung der Luttverschnutzung, ak-

tiver und passiver Lâtmschutz, NüTTbeseitigung, Roh-

stoffrecAcling und Lanitschaftsschutz sowie Sanietung

der Binnengewâsser und des lûeetes;

d) Vetbesserung ctet Qualitât von Bildwtg und berutlichet

BiTdung dutch Ausbau det schuTischen Einrichtungen utd

AusbiTdungsstâtten;

e) Fôz:del:wtg zuktmftsotientexter TechnoTogien, die gleicher-

nassen der Erhaltung und Verbesserung unserer wettbe-

werbsfâhigkeit wie den qualitativen ÿlachstum und det

Humanisietwg des Atbeitsfebens üenen" (1)

Die Àuswirkungen des Programms des DGB sind durch das

unabhângige Deutsche Institut für Wirtschaftsforschuig
(DIv{) berechnet \dorden. Es schâtzt (2), dass eine un-

mittelbare Spritze ôffentlicher Investitionen in Hôhe

von 15 Mia. Dtt wâhrend eines Jahres die Àrbeitslosig-
keit um IOO.OOO Personen reduzieren und 2 Mia' Dl{ ôf-
fentlicher Ausgaben für Arbeitslosigkeit einsparen würde'

(1) "Die Qræ1le' - DGB, Jrrti 1982.

(2) VgI. "Ger,ærksctraftlidre }Er,atstrefLe" l/82, S. 15.
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Der Trades Union Congress in Grossbritannien hat âhn-
liche Vorschlâge für ein Fünfjahresprograrnm ôffentlicher
Investitionen, das sich auf 24 Mia. Pfund beIâuft, ge-
macht (l). Dieses Programm enthâlt eine Mischung von
schnellwirkenden Vorhaben wi-e Reparaturen von Wohnungen

und langfristige Programme wie die Wiederherstellung
der Kanalisation und den Bau von Kraftwerken. Die zehn
Punkte für Investitionen, die in dj-esem Programm ent-
halten sind, lauten wie folgt:

"a) Ein achtjàhriges Bau- und ReparaËurprogranm so7lte be-
gonnen werden, un 1.2 Mio. Wohnungen in soziaTen Woh-

nungsbau zu schaffen. Die Kosten der etsten fiinf Jahre

djeses Pîograwns würden sich auf È 12.250 Mio. belaufen.

b) Das Hauptptograrm zut Stadtentwicklung erfordett wâhrend

der nâchsten fiinf Jahre zumindest É 2.000 Mio. zusâtz7ich.

c) Vothaben für das @sundheits- und Erziehungstnesen erfor-
dern zusâtzTich È 1.000 Mio.

d) Das Kanalisationssgstem erfordert zusâtzlich Ë 1.000 Mio.,
wn ein dringend etforderliches Etsatzprogtamm zu beginnen.

e) SÈrassenunterhaTt und -bau erfordern weitere * 570 Mio.
jiihrlich 1ür die nâchsten fünf Jabre: dies bedeutet zu-

siitzliche È 2.850 Mio. in litnf Jahren.

f) Investitionen für die Eisenbahnen müssen wâhrend der

nâchsten fùnf Jahre un É 1.000 ù!io. gesteigett werden.

S) Vexbesserurtgen det Hàfen und Flugplâtze wütden zu-

sâtzliche t 624 Mio. kosten.

h) Investitionen für das Eeînneldewesen erfordern zusâtz-
Tich Ë 1.000 Mio. wiihrend fitnf Jahten.

(1) VgI. 1982 TIJC EcondrÉc Review tlrrd T(rc "Thre kconstruction
of Britainu, I98I.
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i) Energieeins1antng ettorèlert zusâtzliche Ë 450 I'Îio'

j) zusâtzliche Kraftwerkskapazitàt etfotélert b 1'250 lûio,,'(1)

Der TUC hat geschâtzÈ, dass dieses FiinfjahresProgramm

2OO.OOO Àrbeitsptâtze firr Bauunternehmen und mehr a1s

50O.O0O Àrbeitsplâtze in der gesamten Itlirtschaft schaf-

fen würde.

In Frankreich liess die Regierung unter Prâsident

Mitterrand l98t ein umfassendes Programm ôffentlicher
Investitionen vom stapel, und die ôffentlichen Investi-
tionen werden voraussichtlich 1982 um I'75E und 1983

um 3t ansteigen, nachdem sie 198I gefallen \'i'aren' Das

Programm ôffentticher Àrbeiten, das Bau und Energie-

einsparung umfasst, betâuft sich 1982 auf PF 4 Mia'

und rgg3 auf Fp tl Mia. zusâtzlich zu den Investitionen
des verstaatlichungsprograrnms. voraussichtlich werden

zusâtzlich 2OO.OOO ïlohnungen gebaut. Weit entfernt da-

von, Investitionen des Privatsektors zu verdrângen'

wird von der OECD vorausgesagt, dass es 1983 auch zu

einem hlachstum von 2.758 der Privaten Investitionen
ausserhalb des Wohnungsbaus kommen wird' (2) Àufgrund

des RegierungsProgramms wird die staatliche Finanzierung

von Forschung und Entwicklung von I'88 auf 2'58 des

BIP an\,rachsen.

Die Forderungen des EGB werden auch durch geh'erkschaft-

liche Forderungen in einer Reihe kleinerer europâischer

Lânder unterstützt. Die dânische Gewerkschaftszentralê

LO hat zusammen mit der sozialdemokratischen Partei

ein wirtschaftspolitisches Programm bis I985 vorgelegt'

(1) ïrc "Ihe Èccnstn:ction of Britailt", orp' cit
(2) OED: Ecqrcntic Otlook, Juli 1982.
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Dies schlâgt unter anderem eine Anzahl von strukt,urell
wichtJ-gen Investitionsprogrammen vor allem im Energie-
bereich aber auch in Nachrichtenwesen und bei Recy-
cling-Prograrnmen vor (I) .

Die beiden schwedischen Gewerkschaftszentralen LO und
TCO haben im Frirhjahr l98I ein gemeinsames programm

für die Vollbeschâftigung vorgelegt, das die EGB-Kam-
pagne für Vollbeschâftigung widerspiegelte. In diesen
Programm betonten die beiden Organisationen die Ver-
bindungen zwischen dem privaten und dem ôffentlichen
Sektor und schlugen Investiti.onen in einer Anzahl von
Bereichen des ôffentlichen Sektors vor, unter anderem
bei den Gemeinschaftsausgaben, im Energiebereich und
im Verkehrswesen, im Wohnungsbau sowie bei der Sanie-
rung der Innenstâdte. Diese InitiaÈiven auf Landes-
ebene sind durch gewerkschaftliche Vorschlâge von LO

und TCO für spezifische Investitionsvorhaben in bte-
stinmten Gebiet.en, die auf ôrtliche Bedürfnlsse aus-
gerichtet \daren, auf regionaler Ebene vervollstândigt
worden (2).

Der Europâische Gewerkschaftsbund war si.ch auch darii.ber
einig, dass diese InvestiÈionsprograrnme auf einer gegen-
seitig abgestimmten Grundlage durchgefiihrt werden müss-
ten, damit sie sich im Hinblick auf den internationalen
lilettbewerb und die technologische Abhângigkeit. gegen-
seitig verstârken. Der EGB schlug vor, dass die euro-
pâischen Institutj-onen sowohl eine Initiativ- als
auch eine Koordinierungsrolle spielen sollten.

(f) AôejèÈerrægelsens cpIæg til en forstærd<et indsat-s for
beskæ ftigelsens 1982-85.

(2) @mnsanna krav frafl IO och rcO pâ en politik fôr full
sysselsâttning.
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wenn das Ànkurbelungsprogralnm ôffentlicher Investiti-
onen gleichzeitig in einer Anzahl von Lândern koordi-
niert werden kônnte, würde der Gesamteffekt auf die

Produktion grôsser sein, als wenn einzelne Lânder al-
leine Ètassnahmen ergreifen würden. Dies würde auch

eine internationale Spekulation gegen ein Land oder

Schwierigkeiten im Bereich des Àussenhandels für je9-

liches Land, das alleine Massnahmen ergreift, vermei-

den. Die OECD hat ein ôkonomisches ModeII entwicke)'t,
das die Àuswirkungen der gegenseitigen Verbindungen

der ÿ{irtschaften in internationaler Hinsicht aufzeigt'
Dieses "Interlink"-l{odell kann verwendet werden, um

einen annâhernden Hinweis auf die Àuswirkungen einer
koordinierten Aktion auf Westeuropa im ganzen zu ver-
nitteln, vrenn man bestinmte wichtige Voraussetzungen

als gegeben ansieht.

Eine Verânderung der Finanzpolitik in einem Land hat'

Auswirkungen auf die Produktion in den Lândern, mit

denen es Handel treibt. Diese sekundâre Verânderung

bei. der Produktion wird sich auch wiederum auf zu-

sâtzliche Verânderungen bei der Nachfrage für Erzeug-

nisse des ersÈen Landes auswirken. In einer Freihandels-

zone unterschâtzt daher wahrscheinlich jegliche ein-
fache nationale Berechnung der Àuswirkung der Ver-

ânderungen der Finanzpolitik auf die Produktion das

Àusmass der Multiplikatoreffekte dieser VerlinderunçJen,

da der Aussenhandel als eine undichte SÈe11e für die
wirtschaft angesehen wird- Eine einfache nationale
Berechnung der Auswirkungen finanzpolitischer Verân-

derungen wird auch die môglichen Àuswirkungen auf die
Handelsbilanz des Landes fehleinschâtzen.
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(I) OæD Econcmic OuEIook Occasicrnl Studies, Juli I9g0:
"Fiscal Policy Simulatiqrs r.r:ith the OECD Intermational
Linkage I\,bde1tr.

Das OECD-Interlink-Mode11 ist darauf ausgelegt, diese
internationalen Verbindungen zu berücksichtigen und
die Auswirkungen finanzpolitischer Verânderungen in
einern Land auf andere OECD-Lânder zu verschiedenen
Zeitpunkten aufzuzei.gen. Das bestehende llodell wurde
1980 in einer Einzelverôffentlichung der OECD a1s
eine Reihe von Matrix-Tabel1en verôffentlicht (t).
Die Koeffizienten des Modells gründen auf den Handels_
beziehungen, die I978 zwischen den OECD-Lândern be-
standen. Das Modell kann dazu verwendet \.rerden, um den
potentiellen Effekt einer ursprünglichen Verânderung
verschiedener Kategorien der Finanzpolitik, die lB des
BIP entsprechen, festzustellen. Die Auswirkungen werden
für verschiedene Zeitrâume nach den ursprünglichen Ver-
ânderungen dargestellt. Dieses Mode11 ist I9g0 und
1981 von der OECD umfassend dazu verwendet worden, um
die internationalen Auswirkungen finanzporitischer ver-
ânderungen in einzelnen Lândern zu berechnen, und auf
die Ergebnisse wurde in den aufeinanderfolgenden OECD_
Economic Outlooks 1980 und I98l Bezug genommen. Die
OECD stellte fest, dass ,,FTSCAL ZNTERLINK (gegenseitige
Finanzbeziehungen) in der Fotn der zielvorgabe venendet wetden
kann. Das bedeutet, dass es dazu ver.wendet werden kann, um jnter_
nationale finanzpolitiscàe ltrassnaàn.n zu betechnen, die erfot-
detLich sind, um wiztscbaftspoLitische Zielsetzungen wie z.B.
ein gewüns chtes produktjonsrachstur? und/ odez bestinmte zah tungs _

bilanzergebnisse zu erzielen. îrscAL TNTERLTNK Jiefert bereits
ein nützliches Wetkzeug füt eine angerressene Aktualisierung d,er

Lânderptogmosen àei wifLkürlichen finanzpolitischen ve,ânderungen
zwischen den sechsmonatlichen progmoseerstel lungen,,.
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DieoEcDsteltteauchfest,dassesdurchdieAnwendung
des Modells "... nagliclt ist, grob das Ausmass, in den zwânge'

dieauszahTtltlgsbiTanzptobTemenunddenNotwendigkeitendesHaus-

haltsausgTeichs herd-ihten, abnehnen, wenn Lânder einzeln oder als

!ei7 eines internationaT aufeinandet abgestiînten Aktionsprogramns

hanileln, zu betechnen". (1)

Das Modell \.rurde von der OECD dazu ver\^'endet, die Aus-

\irirkungen eines urspriinglichen Anstosses in Hôhe von

I8 des BIp bei den ôffentlichen Ausgaben ausser Lôhnen

(einschl. Investitionen des ôffentlichen Sektors) zu

berechnen, \.renn dieser in allen oECD-Lândern gleich-

zeitig durchgefirhrt $rird. Die Ergebnisse werden in

Tabelle IX wiedergegeben.

EINES AUFE R ABGESTIMMTEN

F'ÜR ÔTFENTLICHE SGABEN

B Zunahme des realen BSP/BIP im
Gebiet der OECD
(d,.h. der OECD-GesamtnultiPlikator)

Jahr I Jahr 2

2.0 3.r

Netto OEcD-Haushaltskosten in â der
Brutto-OECD-Kosten 50 0

Anmerkuns: Die Tabefle zeLgt die Konsequenzen in H-in-
ffi;r-pioauruonundNetto-Hausha1tskostenfür

ài= C"=amtgebiet, wenn alle t'litgliedstaaten die
staatlicheÀ ausgaben ausser Lôhnen für einen Zeitraum
von 2 Jahren um I8 des BSP,/BIP steigern'

Quelle: OECD Economic Outlook Occasional Studies' Juli
I980, oP.cit.

(f) CE@ Occasicnal Str.rÔiês, Juli 1980, op' cit', S' 27'

îÀBELLE IX
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Die Tabelle zej.gt, dass ein Ànstoss von lg nach einem
Jahr im Gebiet der OECD zu einer zunahme der produktion
von 2t führen würder und zu mehr als 3g nach zwei Jahren,
wenn dieses zwei Jahre hindurch durchgehalten und im
gesamten Gebiet aufeinander abgestirunt werden kônnte.
Noch bedeutsamer ist die Tatsache, dass das Modell
zelgt, dass die Nettokosten für den Haushart nach einem
.fahr um die Hâ1fte zurückgehen würden, und dass nach
zwei Jahren die Massnahmen selbst finanziert wârên. Auf
diesen Punkt wird im nâchsten Kapitel zurückgekommen.

Das EGI verwendete dieses Mode11, um die Àuswirkungen
eines Ankurbelungsprogramus zu berechnen, vorausge_
setzt, dass es in ganz Europa aufeinander abgestimmt
wird. Die Àuswirkungen sind offensichtlich geringer,
als bei einern gemeinsauren OECD-Ankurbelungsprograrnm,
aber dennoch sehr bedeutend. Die Ergebnisse werden in
Tabelle X wiedergegeben. Die erste Spalte zeigt die
Àuswirkungen eines Ànkurbelungsprogranms von Àusgaben
ohne Lôhne von IE auf das BIp nach zwej. Jahren, wenn
ein Land allein Massnahmen ergriffe. In einigen Lân_
dern, die stark vom Àussenhandel abhângig sind, j.st
nach zwei Jahren der Effekt auf das BIp nicht viel
grôsser als der ursprüngliche fnput, da soviel durch
Importe verloren ginge.

Spalte 2 zeLgt den viel grôsseren Effekt des Ànkurbe_
lungsprogranms, $renn es von ar.ren Lândern greichzeitig
durchgefithrt würde. Ein anfânglicher Ànstoss von lt
würde nach zwei Jahren in lilesteuropa insgesamt eine
Steigerung von 3t des Bfp hervorbringen. Dies zeigt
das in hohem Masse durch gegenseitige Abhlingigkeit ge_
kennzeichnete ÿÿesen der europâischen l{irtschaften und
die môglichen Vorteile ej.ner koordinierten Akt.ion.
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TÀBELLE X

AUSWIRKUNGEN EINES ANKURBELUNGSPROGRÀMMS STAATLICHER

AUsGABEN oHNE LôHNE rN HÔHE voN 18 AUF DAS BIP

NACH ZIâTEI JAITREN

LAND, das das
Progranun durchfiitrrt

Auswirkungen auf das BIP

(r)
fal1s einzeln
durchgeführt

(2)
falls TeiI auf-
einander abgestimm-
ter Massnahmen

Deutschland
Frankreich
Grossbritannien
Italien
Ôsterreich
Be Igien,/Luxemburg
Dânernark

Finnland
Griechenland
Island
Irland
Niederlande
Nor$/egen

Portugal
Spanien
Schweden

Schweiz

r.96
r .82
1.43
I.54
r.28
r.00
L.27
I.5I
r .37
r.07
0.80
1.04
r. r7
1.33
L.75
1.40
L.22

3. 39

3.00
2.56
2.98
2.82
3.s0
2.72
3.33
2.38
r .79

2.59
2.94
3.29
2.55
2.67
3.05
2.86

T{ESTEUROPA 3.oo (a)

(a) Gesamtbetrag berechnet auf der Grundlage von BsP/BrP-
!{erten 1980, ausgedrückt in US-Dollar von 1980.

Quelle: Berechnungen aus: OECD-Einzelverôffentlichungen:
Fiscal policy simulations with the OECD Interna-
tional Linkage Model, .luli 1980.
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Dj-eses Modell befasst sich jedoch nur mit der ',Nach-
frageseite" der europâischen hlirtschaft, und macht
vier wichtige Annahmen für die "Angebotsselte,', nâmIich:
dass genügend ungenutzbe Kapazltât vorhanden i.st,, um

auf die Steigerung der Ausgaben zu reagieren, dass es
keine Àuswirkungen auf die Kosten gibt, dass entspre-
chende Geldpolitlken verfolgt h,erden und dass stabile
hlechselkurse vorhanden sind. Dies sind die Punkte, auf
die in Kapitel IV dieses Berichts eingegangen wird,
wenn wlr die Àuswirkungen auf die Finanz- und Waren-
mârkte untersuchen. Die Schlussfolgerung besteht darin,
dass angesichts des gegenwârtigen Niveaus der Arbeits-
losigkeit und der ungenutzt,en Kapazitâten in Bereichen
wie der Bauwirtschaft das koordinierte hlesen des pro-
grarnms und die niedrigen Nettoflnanzlasten der In-
vestitlonen des ôffentlichen Sektors zu Zeiten hoher
Arbeitslosigkeit, diese Annahmen sich in der praxis
als richtig erwelsen und die Massnahmen wenig Àus-
ii/lrkungen auf die Inflation haben würden.

In Wirklichkeit sind die Verhâlnisse in den einzelnen
Lândern Europas sehr verschieden, vras aus ihrem Ver-
halten im Hinblick auf ôffent,liche Investitionen sei.t
1976 hervorgeht. Dies würde das Àusmass und den Zeit-
punkt der Massnahmen beeintrâchtlgen, die für verschie-
dene Llinder gefordert rrerden. Darüber hinaus treiben
in einigen Lândern wie Frankreich und Schweden die Re-
gierungen berej-ts ôffentliche Investitionsprogramme
voran. In anderen Lândern, wj.e Grossbritannien und
Deutschland, si-nd frtihzeitig aufeinander abgestimmte
Massnahmen unerlâsslich. hlelche Vorbedingungen aber
auch erhoben werden môgen, so kônnen diese nicht den
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Kern der Àussage der obenstehenden Ergebnisse in Zwei-

fel ziehen, der darin besteht, dass aufeinander abge-

stinunte Massnahmen zu sehr bedeutenden sekundâren Ef-
fekten auf das BIP und auf Haushaltseinsparungen ftihren.

Die Frage bleibt jedoch, wie gross die Gesamtauswir-

kungen dieses Anstiegs des BIP auf die Schaffung von

Arbeitsplâtzen sein würden. Die Beispiele des TUC und

des DGB haben gezeigL, dass die Auswirkungen ihrer Pro-

gramme für die Schaffung von Àrbeitsplâtzen sehr be-

deutend sein kônnten. Diese Àngaben sind auf der Grund-

Iage eines durchschnittlichen Arbeitsanteils verschie-

dener Arten von Ausgaben und aufgrund der Multiplika-
toreffekte, die in der Wirtschaft wirksam \^/erden, be-

rechnet worden. Diese neuen Arbeitsplâtze wâren für
sich genommen nicht ausreichend, um zur Vollbeschâfti-
gung zurückzukehren, aber sie wâren ein wichtiger
Schritt in die richtige Richtung.

Dle oECD hat berechnet, dass eine jâhrliche Wachstums-

rate von 38 erforderlich wâre, nur um die Àrbeitslosig-
keit auf ihrem gegenvÿârtigen Niveau zu stabilisieren,
d.h. zu verhindern, dass sle ansteigt (1)' Dies zeLgL

die Dringlichkeit der Durchführung des in dlesem Be-

richt dargestellten koordinierten Investitionsprogralnms,

das das BlP-Wachstum nach zwei Jahren um 38 nach oben

treiben kônnte. Es zeigt auch die Notwendigkeit, das

AnkurbelungsProgralnm durch zusâtzliche Massnahmen zu

ergânzen, um das !ÿachstum über 3t pro Jahr anzuheben

und die Arbeit durch eine Verkürzung der Àrbeitszeit
umzuverteilen.

(1) 'ItE Grallenge of tlrplrplqrnent", OECD, 1982, op. cit.
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IV. DIE FINANZIERUNG EINES ANKURBELUNGS'

pRoGRAMMS ôrrexrltcgER INVESTITIoNEN

Das vorangegangene Kapitel dieses Berichts machte deut'-

tich, dass es in wirtschaftticher und sozialer Hinsicht
sehr sinnvoll wârer !ilêDrl es in Westeuropa zu koordi-
nierten AnkurbelungsProgranmen für Investitionen des

ôffentlichen Sektors k?ime. Solch ein Ankurbelungspro-

gramm kônnte, auch wenn es für sich selbst genommen

nicht ausreichend wâre, ein wichtiger BesÈandteil für
ein Programm der liliederherstellung des lrlachstums sein

sowie dafür, die europâischen lilirtschaften wieder auf

den Weg zur Vollbeschâftigung zurückzubringen. Es

bleibt jedoch die Frage, wie eine solche Àusgabenstei-

genrng finanziert werden soll und im Zusanmenhang da-

mit, ob solch ein Ànkurbelungsprogramm die Inflation
anheizen würde.

Es gibt fiir die Regierungen drei Môglichkeitenr ein
Ankurbelungsprogralnm für ôffentliche Investitionen zu

finanzieren: sie kônnten andere Arten ôffentlicher Àus-

gaben wie Beihilfen oder laufende Ausgaben kürzeni sie
kônnten ihr Steueraufkommen durch Erhôhung von Steuern

oder Sozialabgaben steigern; oder sie kônnen sich ver-
schulden. Der Gesamteffekt wird in hohem Masse davon

abhângen, welcher Weg der Finanzierung im einzelnen
gewâhlt wird.

Es ist wichtig, nicht die langfristige Planung der

Finanzierung ôffentlicher Àusgaben mit der kurzfri-
stigen Aufnahme von Schu1den, die dem ôffentlichen
Sektor einen Ànstoss geben soll, der auf eine Expansion
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der ÿÿirtschaft abzieLE, zu verwechseln. Die Konsequenzen
für die Finanzierung dieser beiden verschledenen Situa-
tionen sind wahrscheinlich âusserst unterschiedlich.

a) Die Finanzierung ôffentlicher durch tum

In den zwei Jahrzehnten bis zu Anfang der 70er Jahre
konnten die ôffentlichen Ausgaben Westeuropas vor ej_nem
Hintergrund des !{irtschaftswachstums geplant werden.
Solches Wachstum führte zu steigenden ôffentlj_chen Ein-
nahmen bei konstanten Steuersâtzen. Der Unsatz der Un-
ternehmen und die Gewinne nahmen zu, hras zu hôheren
Einnahmen aus der Besteuerung von Unternehmen führte.
Die Einkommen stiegen, was zu hôherem Aufkommen aus
der Besteuerung von personen fiihrte. Der Verbrauch nahm
zu, v/as zu hôheren Ei.nnahmen arrs indirekten Steuern
wie der Mehrwertsteuer führte. Gleichzeitig war die
Àrbeitslosigkeit gering, und daher musste den Àrbeits-
losen nur wenig in Form von Transferleistungen gezahlt
werden.

Vor einem solchen Hintergrund konnten mittel- und lang-
fristige Steuersâtze festgeset,zt werden, um das Niveau
ôffentlicher Ausgaben und ôffentllchen Verbrauchs zu
finanzieren, das in den einzelnen europâischen Lândern
in gesellschaftlicher, wirtschaftlicher und polit,ischer
Hinsicht wünschenswert erschi.en. Grôssere Investitionen
mochten durch Kreditaufnahme finanziert werden müssen,
aber die Kosten für Rückzahlung und Schuldendienst,
konnten durch Steuern oder sonstige Einnahmen der ôf-
fentlichen Hand gedeckÈ werden. Kurzfristige HaushaLts-
defizite oder -tiberschüsse der ôffentlichen Hand spie-
ge1ten vor einem solchen Hintergrund gewôhnlich die
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Absicht der Regierung wider, die Wachstumsrate der

Iilirtschaft zu beschleunlgen oder zu verlangsamen, um

Zielsetzungen im Hinblick auf Arbeitslosigkeit, rn-
flation oder die Zahlungsbilanz zu verwirklichen. Im

allgemeinen war jedoch langfristig das Steueraufkolnmen

dazu bestimmt, Ausgaben zu decken und bildete das

wichtigste Instrument der ôffentlichen Finanzen.

In der gegenwârtigen Situation sind jedoch, wie in
Kapitel II dieses Berichts dargestellt wurde, die
meisten Wirtschaften Westeuropas mit wenig oder gar

kelnem Wachstum oder sogar mit Rückgângen der Pro-

duktion konfrontiert. vor einem solchen Hintergrund
kann elne Zunahme des Steueraufkommens als Ergebnis

des allgemeinen hlachstums der l{irtschaft nicht als
ein Mittel zur Finanzierung ei-ner Ausweitung der ôf-
fentlichen Investitionen vertÿendet werden. Sollten
die Massnahmen, die in diesem Bericht skizziert wer-

den, bei dem Abbau der Arbeitslosigkeit und der An-

regung des v{achstums erfolgreich sein, dann würden

sie die staatlichen Ausgaben für Transferleistungen
an Arbeitslose vermindern und das Steueraufkommen,

wie bereits zuvor in Abschnitt IIb) gezeigt wurde,

ausweiten. Auf diese Weise würden sie sich nach einer
gewissen zeitlichen Verzôgerung selbst finanzieren.
Àuf diesen Punkt wird spâter in diesem Kapitel noch

zurückgekommen. Kurzfristig jedoch kônnen zukünftige
Einsparungen nicht für gegenwârtlge Ausgaben verwendet

werden, und es muss hingenommen werden, dass die
Irlitte1, die für eine Steigenrng der Investitionen des

ôffentlichen Sektors erforderlich sind, anderswo ge-

funden werden müssen: ent\.reder bei Einschrânkungen

anderer Arten von Ausgaben, durch Steuern oder durch
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Kreditaufnahme. !ÿie bereits zu Eingang dieses Kapitels
betont wurde, werden die Gesamtauswirkungen auf die
Beschâftigung unterschiedlich sein, je nach dem, wel-
che dieser drei Methoden angewandt wird.

b) Kürzungen laufender Àusgaben

Iilenn die Regierungen den j.n diesem Bericht dargestell-
ten Vorschlâgen folgen und die ôffentlichen Investi-
tionen steigern sollten und sie dabei diese Steigerung
nur durch Kürzungen bei anileren f'ormen von Àusgaben
finanzieren würden, dann wâren die Ergebnisse im Hin-
blick auf dj.e Arbeitsplâtze gleich NuIl. Ein Zyklus
der Schaffung von Arbeitsplâtzen würde j.n Bevregung
geset,zt, nur um durch einen anderen Zyklus der Ver-
nichtung von Arbeitsplâtzen aufgehoben zu werden.

Tabelle IV, die obenstehend in diesem Bericht wieder-
gegeben wurde, zeLgbe, dass der bedeutendste Bestand-
teil der Àusgaben des ôffentlj-chen Sektors in den
Iaufenden Àusgaben des Staates besteht. Eine Kürzung
der laufenden Àusgaben des Staates kônnte nur durch
einen tiefen EinschniÈt in die durch den ôffentlichen
Sekt,or erbrachÈen Dienstleistungen erzielt werden.
Dies würde zu einer Verschlechterung des Gesundheits-
und Erziehungs$resens, der Sozialleistungen oder der
Verkehrsmittel in den Lândern fiirhren, in denen diese
durch den ôffentlichen Sektor erbracht werden. Àbge-
sehen davon, dass dies in gesellschaftlicher und all-
gemein wirtschaftlicher Hinsicht hôchst unerwünscht
wâre, wâre es auch âusserst schâdlich im Hinblick
auf die ÀrbeitsplâLze. ZweL Drittel dgs laufenden Àus-
gaben bestehen aus Lôhnen und cehâltern des ôffent-
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lichen Dienstes, und Kürzungen der Ausgaben kônnten

nur durch eine Reduzierung der Beschâftigung erreicht
werden. Die Elastizitâten der Beschâftigung des ôf-
fentlichen Sektors, die von der OECD berechnet und

in Tabelle VI wiedergegeben wurden, zeigen, wie emp-

findlich die Beschâftigung im ôffentlichen Dienst ins-
besondere auf die laufenden Ausgaben reagiert.

Wenn dieser môgliche Verlust von Arbeitsplâtzen mit
der Schaffung von Arbeitsplâtzen, die aus neuen In-
vestitionen resultieren, verglichen wird, ist es

offensichtlich, dass der HauPteffekt einer solchen

Umschichtung von laufenden zu Investitionsaufgaben
eine Verschiebung von Àrbeitsplâtzen aus dem ôffent-
lichen in den Privaten Sektor wâre, jedoch im
ganzen ohne ej.nen grôsseren Ànreiz für dle Schaffung

neuer Arbeitsplâtze. Es so1lte auch betont werden,

dass in einer zweiten Phase hieraus resuftierende
Effekte erwartet werden nüssen, da diejenigen Per-

sonen, die unIângst arbeitslos geworden sj-nd, ihren
Verbrauch von waren und Dienstleistungen einschrânken

und damit die Beschâftigung für Àrbeitnehmer in
anderen Branchen verringern würden.

Kürzungen bei anderen f'ormen ôffentlicher Àusgaben

wie Tranferleistungen für Arbeitslose oder Beihilfen
dürften âhnliche Rückgânge der Beschâftigung nach sich
ziehen, da die Empfânger von Leistungen ihren Verbrauch

einschrânken oder wenn Unternehmen, die Beihilfen er-
halten, ihre Betriebe stillegen und thr Personal ent-
Iassen. Die Schlussfolgerung besteht daher darin, dass

sich die Finanzj.erung erhôhter ôffentlicher Investi-
tionen durch anderweitj.ge Ausgabenkürzungen der ôffent-
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lichen Hand gegen sich selbst kehren würde und unter
dem Gesichtspunkt der Schaffung von Àrbeitsplâtzen un-
erwiinscht wâre. In einigen Liindern kônnte es angesichts
der Ve:*raltungsstruktur des ôffentlichen Sektors auch
môglich sein, zu gewlihrleisten, dass Kürzungen bei den
laufenden Àusgaben auf Steigenrngen bei den Investitions_
programtren iibertragen werden (l).

c) Steuererhôhungen

Unter den gegenwârtigen Umstânden würde der Versuch,
Steigerungen der ôffentlichen Investitionen durch all_
gemeine Erhôhungen der Steuersâtze zu finanzieren, ein
âhnlich negatives Ergebnis haben, soweit es die Àrbeits-
plâtze betrifft. Tabelle IX stellt die euellen des
SÈeueraufkonmens in sieben grôsseren OECD-Lândern dar.
Die Hauptquellen der Einnahmen der ôffentlichen Hand
starulen aus direkten Steuern auf Haushalte, Sozialab_
gaben und indirekten Steuern, wobei jeder posten etwa
I08 des BIP entspricht. Erhôhungen bei jedem dieser
Posten würden vollstândig oder in erster Linie vom Ver-
braucher getragen, und infolgedessen würde die Ver-
brauchernachfrage zurückgehen und Àrbeitsplâtze würden
in den Industrien abnehrnen, in denen die Nachfrage be_
troffen war. Es würde zu einer Verschiebung der Nach-
frage zugunsten derjenigen Unternehmen kommen, die

(r) Er I'Iationale Rat fiir r*i.rtsdraftlict. Extlrickrrng (Nm)
beùrErkt,, dass es kejre earantie dafilr g:iàt, dass-ejne
Kütztmg der Taufen&n Ausgaben des Staàtes in der ?at a-ls
eine Steigerung der staat.l,jchen Àusgaàea für ftyestiüjonea
wiedetauftauchen würde; dies ljegrÈ daran, dass die ventende_
ten Ktitetien, die jnstjtutioae-l.Len Gegeôenàejten und das
zeitprofiT der Aus'ga}r-n seàr urterscàjedljcà sjnd,,. Àtrs:rrlnterdetrnn&næ of the hblic and ki\jat€ Sectors in the [IK",q).cit., s. 9.
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TABELLE XI

TENDENZEN DES STEUE

SIEBEN OECD-L}INDERN I978-82
IN

Prozentsatz des nominalen BSP,/BIP zu MATK tpreisen

Einnahmen

Direkte Steuern
Haushalte
Unternehmen

Sozialabgaben
Indirekte Steuern
Vermôgen und Einkommen
aus Unternehrnener-
tâtigkeit x

r978 L979 r980 r98r
r3.0
9.1
3.2
9.7

r0.0

r3. r
10.0
3.r

r0.0
r0.0

r3.4
10 .5
3.0

IO. I
r0 .3

r3 .5
r0.8
2.7

r0.5
10.7

: re82b
r3.5
r0.9
2.6

r0 .8
r0.7

2.7 2.8 2.8 2.8 2.8

a) I98O BSP/BIP geslogen. Durch ein Sternchen (x) gekenn-
zeichnete Posten éind gewogene Durchschni€te der
sechs grôsseren l{irtschaften mit Àusnahme der Ver-
einigtén Staaten; daher ergeben die anderen Posten
nicht das Gesamtergebnis.

b) oEcD-Schâtzungen und Prognosen'

Ouelle: OECD "Economic Outlook", Dezember I98I

Laufende Einnahmen
insgesamt 34.2 34.7 35 . 4 36 .4 36 .1

von ôffentlichen Auftrâgen entweder direkt oder in-
direkt profitieren und zu Ungunsten derjenigen, für
die dies nicht der Fall ist. Daher würde wiederum eine

Kettenreaktion der Vernichtung von Arbeitsplâtzen in
Be!ÿegung gesetzt werden, die sich gegen die Effekte
der Schaffung von Arbeitsplâtzen durch ôffentliche
Investitionen auswirken würde. Der gesamte Nettosaldo
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würde davon abhângen, welcher prozess, die Erhôhung
der Steuern oder die Steigerung der ôffentlichen In_
vestitionen, die stârkeren Auswirkungen auf die Binnen-
nachfrage oder die produktion haben würde. Es gibt
einige Ànzeichen, die darauf hinweisen, dass, wenn sich
die steuererhôhungen auf die hôheren Ei-nkommen konzen-
Èrieren, es zu einem gewissen positiven Nettoeffekt
auf die Gesamtnachfrage kommen kônnte, da weniger ge_
spart und der Verbrauch aufrechterhalten würde. Dennoch
wâre der Haupteffekt eine Verschiebung von Arbeits-
plâÈzen und produktlon und nicht eine Schaffung neuer
Àrbeitsplâtze und neuer produktion, und dies an sich
wâre unbefriedigend.

d) Kreditaufnahme der ôf f, tlichen Hand

Die Finanzierung von verstârkten Investitionen des
ôffentlichen sektors d.urch Kürzungen der ôffenÈrichen
Àusgaben oder Steuererhôhungen würde zur Schaffung
weniger oder gar keiner neuen Àrbeitsplâtze fiihren.
Die einzige realistische Alternative besteht für die
Regierungen darin, das Ankurbelungsprogramm zurnindest
anfânglich durch eine verstârkte Kredltaufnahme zu
finanzieren. Jedoch behaupten die Regierungren, dass
sie sich bereits mit auf den ersten Blick hohen Be-
trâgen verschuldet hâtten, um bestehende Defizite des
ôffentlichen sektors zu finanzieren. Die vorherrschende
Lehrmeinung einiger Regierungen besteht darln, dass
solche Defizite zu KrisenzeiÈen auswuchernde ôffent_
liche Àusgaben darstellen, die durch Kürzungen bei
den fnvestitionen. die bereits stattgefunden haben, aus_
zugleichen sind. Es wird behauptet, dass solche Defizite,
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die durch Kreditaufnahme finanziert werden müssen, In-
vestitionen des Privatsektors "verdrângen" und daher in
wirtschaftlicher Hinsicht schâdLich seien. Es wird auch

behauptet, dass die Kreditaufnahme der ôffentlichen
Hand zu einer Àusweitung der Geldmenge führe, die in-
flationâr sei. Àuf diese drei Àrgumente wird nachein-

ander in den folgenden Àbschnitten eingegangen'

Estrifftzu,dassdieHaushaltsdefiziteindenmeisten
Industrielândern auf den ersten Blick betrâchtlich er-
scheinen. Wie aus Abschnièt IIb) hervorging, entspre-

chen in den grôsseren OECD-Lândern die Defizite gegen-

wârtig etwa 2.5t des BIP. In WesteuroPa belaufen sich

in den grôsseren lrlirtschaften die Defizite der ôffent-
lichen Hand auf mehr als 58 des BIP, und in ej'nigen

europâischen Lândern nâhern sie sich 108 des BIP' Je-

cloch sind diese Defizite eher das Ergebnis der ÿlirt-
schaftsflaute zusanmen mit einem sehr hohen zinsniveau

a1s das Ergebnis einer zu grosszüg1gen Ausgabenpolitik

der Regierungen.

EswurdeobenstehendindiesemKaPitelundinÀbschnitt
IIb) darauf hingewiesen, dass die Àuswirkungen schlep-

penden Wachstums und der zuneirmenden Arbeitslosigkeit
gegen Ende der 70er Jahre und Anfang der 80er Jahre da-

zu fijrhrten, dle Steuereinnahmen des Staates zu vermin-

dern und die Transferleistungen zugunsten der Àrbeits-
losen zu erhôhen. Dies hat einen automatischen Trend

zur Erhôhung der Haushaltsdefizite verursacht, unab-

hângigvondenpolitischenEntscheidungenderRegierungen
im Hinblick auf Àusgaben und Einnahmen' Diese Effekte

wurden in Tabelle III dargestellt.
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Es soIlte auch betont werden, dass das gegenwârtige
Àusmass der Defizite der ôffentlichen Hand neben der
Tatsache, dass sie eine hohe Àrbeitslosigkeit wider-
spiegeln, auch das Ergebnis eines sehr hohen Zinsni-
veaus sind. Zinszahlungen für den Schuldendienst der
ôffentlichen Hand belaufen sich gegenwârtig auf 8.4t
des BIP in Belgien, 11.7E des BIP in Italien und
4.28 des BIP in Frankreich. Falls die gegenwârtigen
Politiken der Regierungen beibehalten werden und
die realen Zinssâtze in einer Anzahl europâischer
Lânder hoch bleiben. werden in einer Reihe europâischer
Lânder die Zinszahlungen für den Schuldendienst der
ôffentlichen Hand bis zur l,titte der 80er .tahre die
GesamÈgrôsse des Defizits des ôffeÿrtlichen Sektors
iibertreffen. fn Zeiten der Inflation, wie wâhrend
der letzten fünf Jahre, belaufen sich die Zinszahlungen
für die Verschuldung in Wirklichkeit auf eine Rück-
zahlung der ursprünglichen Kapitalaufnahme, deren
realer I{ert der Inflat,ionserosion unterhrorfen war.
Daher spiegeln wiederun Defizite der ôffentlichen
Hand nicht bewusste Ziele der Regierungspolitiken wi-
der, sondern das Ergebnis der Tatsache, in einem Teu-
felskreis niedrigen Wachstums, hoher zinsen und hoher
Arbeitslosi.gkeit gefangen zu sein.

Es besteht jedoch auch di-e Alternative des positiven
Zirkels, bei dem geplante ôffentliche Ausgaben dazu
verwendet werden, die Arbeitslosigkeit abzubauen, wo-
bei die sich daraus ergebende Zunahme des Steuerauf-
kommens und der Rückgang der Transferleistungen teil-
wej-se die Steigerung der ôffentlichen Deflzite aus-
gleichen und sich so zum Teil selbst finanzieren. Das
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AnkurbelungsProgranm in Hôhe von IB des BIP, das in
diesem Bericht angesichts der Tatsache hoher Arbeits-
Iosigkeit vorgeschlagen wird, würde sich nach einem

gewissen Zeitraum, wâhrend dessen es sich auf das Wirt-
schaftssystem auswirkt, in weitem Àusmasse selbt tragen'
Wie in AbschniÈt IIIf) betont wurde, zeigte TabeIIe X,

dass sich ein koordiniertes Ankurbelungsprogramm der

OECD in Hôhe von 13 nach zwei Jahren weltgehend selbst
finanzieren würde. Die Awwirkungen würden im einzelnen

zwischen den verschiedenen Lândern in dem Ausmass von-

einander abweichen, in dem das Steueraufkommen auf Ver-

ânderungen der Einkommen, der Produktion und des Ver-

brauchs reagiert. Die Economist Intelligence Unit (I)
(Institut für Wirtschaftsforschung) hat die Auswirkungen

elnes steuerlichen Ankurbelungsprogramms in Hôhe von lB

und eines Rückgangs des Zinsniveaus von 2E auf die
frlirtschaften sechs europâischer Lânder untersucht' Sie

schâtzt, dass iiber einen zeitraum von zwei Jahren das

Ankurbelungsprogramm die durchschnittlichen jâhrlichen

Defizite um einen Betrag von ettira 0.5t des BIP über

das hinaus vJrgrôssern würde, was bei der gegenwârtigen

Politik zu enrarten wâre. Im Jahre 1987 hâÈte sich das

AnkurbelungsProgranm jedoch weitgehend selbst getragen

und in Deutschland, Belgien und in Italien würde das

AnkurbelungsPrograrun in der Tat vollstândig selbst-
finanziert seln, und das Haushaltsdefizit wâre bis dann

niedriger, als es unter Beibehaltung der gegenwârtlgen

Potitiken vorausgesagt wird.

Die Schlussfolgerung liegt darin, dass es sinnvoll ist,
kurzfristig Kredite auszunehmen, um mittelfristig die
Kreditaufnahme zu verringern. Diese Feststellung wurde

(1 ) TIE Econcntist nræl1igence Unit : Ite najor E\Eopean
Econcndes 1982-1987
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kurz zusanrnengefasst in einem Bericht einer Experten-
gruppe der Kommission der EG getroffen, die bemerkt:
" Wenn eine Steigetung des Hausàa-lÈsdefizits t)et unverneLèlliche
kutzfristige Prejs für dje Eln.leitung des Aufschrungs ist, àrau_
chen die ltassnaàrren nicltt peunanent eine hôhere staatllcie yer-
schuldung àelnha-Iten. fm cegenteiL, mit zunehnendem Wachstum urd
vetbreitetet SËeue:rbasis sol.lÈe es nôglich seJn, das Hausàa-lts-
def izit zu red.uzl.eren ". ( 1)

Die Regienrngen verschulden sich gegenwârtig, um di_e
Àrbeitslosigkeit und die Zinszahlungen der ôffentlichen
Schuld zu finanzteren. Die in diesem Bericht gemachten
Vorschlâge setzen sich dafür ein, dass sie sich ver-
schulden sollten, um stattdessen hrirtschaftliche Ex-
pansion und Investitionen zu finanzieren. Die Regie-
rungen führen hâufig dle privatwirtschaft als ein
Beispiel an, r^renn sie auf den ôffentlichen Sektor hin-
weisen, jedoch ziehen sie diesen Vergleich nicht im
Hinblick auf dle Prage der Verschuldung. Kreditaufnah-
me, um Entlassungen zu finanzieren, wâre für ein ein-
zelnes Unternehnen eine katastriophale und kurzsichtige
Politik. Kreditaufnahrne, um dle Kapitalbasis und das
langfristige Produkt,ionspotential zu verstârken, ist
jedoch eine nornale und wünschenswerte Unternehmens-
politik. Das gleiche gilt auch für di.e Reglerungen.

e) Kredita "Verdrângung " und Zinsen

Der zweite Einwand gegen eine bewusste kurzfristige
Erhôhung der Kreditaufnahme der ôffentlichen Hand, der

(I) 'Ôffentlidre Àusgaben urd Besctrliftigrrrg't - I(qnnisslcn èr
EurofÉiiscfren erehsdlafEen, Berictrt eirer Dçertengrrppe,
Jr.ni 1982.
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von einigen Regierungen vorgebracht \ÀIird, Iiegt darin,
dass dies zu einer Erhôhung der zinsen und zu einer

"Verdrângung" von Investitionen des privaten Sektors

führen würde, die sonst stattgefunden hâtten. Es wird
in diesem Bericht zugestanden, dass gegenwârtig jeg-

Iicher Aufwârtsdruck auf die Zinsen vermieden werden

muss und dass im Gegenteil ej-ne weitere allgemeine

Zinssenkung angestrebt werden sollte. Es ist jedoch

nicht notwendigerweise der FalI, dass eine verstârkte
ôffentliche Kreditaufnahme zu hôheren Zinsen führt,
da dies davon abhângt, wie die Verschuldung finanziert
wird.

Trotz eines Rückgangs gegen Mitte des Jahres 1982

belaufen sich die realen (1) Zinsen in Europa und

Nordamerika gegenwârtig noch auf zwischen 4 und 6t

im Vergleich zu 2 bis 3.58 in den 60er und 1.3 bis
2.38 wâhrend der 70er Jahre. Reale Zinsen, die der-
massen hoch sind, verursachen aus drei Gründen schwer-

wiegende Probleme. Zunâchst kônnen sie, wie bereits
betont wurde, ernste Probleme für die Finanzierung der

ôffentlichen Schuld schaffen. Zweitens stellen sie

eln grosses Problem für die Unternehmen dar, die Kredite

aufnehmen, urn zu investj.eren, und haben wahrscheinlich
abschreckende l{irkung für Investitionen (obwohl, wie

bereits betont wurde, das voraussichtliche Niveau zu-

künftiger Nachfrage einen wesentlich wichtigeren Fak-

tor darstellt). Drittens kônnen hôhere zinsen in einem

bestimmten Land zu einem Zufluss von Geldern auslân-
discher Sparer fiihren, !ÿas zu einecn Àufwârtsdruck auf
den Wechselkurs ftihrt. Ein steigender t{echselkurs ver-

(t) "Real" bedeutet hflationsbereinigt.
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ringert tendenziell das Exportvolumen dieses Landes,
fiitrrt zu einer Zunahme der Importe und haÈ deshalb
negative Àuswirkungen auf die Inlandsproduktion und
die Beschâftigung.

Im ganzen gesehen würde daher jeglicher Àufwârtsdruck
auf die Zinsen unter den gegenwârtigen Umstânden als
zusâtzliches Hindernis für die rrirtschaftliche lrlieder-
erholung wirken. Eine wej-tere Senkung der Zinsen kônnt,e
in der Tat eine notwendige Voraussetzung für die Ver-
wirklichung einer wirtschaftlichen Erholung sein, ob-
wohl aus obenstehenden Abschnitten dieses Berichts
hervorgeht, dass dies für sich genommen gewiss nicht
ausreichend ist. Aus diesen Gründen kommt es darauf
an, dass die erhôhte Kreditaufnahme, die erfordertich
ist, um ein Ankurbelungsprogramm des ôffentlichen
Sekt,ors zu finanzieren, so gehandhabt wird, dass sie
nicht, zu einem allgemeinen Àufwârtsdruck auf die
Zinsen führt oder d,ie allgemeine Senkung der Zinsen
gefâhrdet.

tlie jedoch obenstehend bereits betont wurde, folgen
erhôhte Zj.nsen nicht notwendigerweise einer verstârkten
ôffentlichen Kreditaufnahme. Obwohl die Verfahren für
die Kreditaufnahme der ôffentlichen Hand in den euro-
pâischen Lândern aufgrund der verschiedenen institu-
tionellen Regelungen der Kapitalmârkte voneinander ab-
weichen, gibt es unabhângig von institutionellen Ver-
schiedenheiten grob gesagt zwei verschiedene Ànsâtze.
Die Regierungen kônnen versuchen, ihre Kreditaufnahme
dadurch zu erhôhen, dass sie durch den Verkauf von
Staatsanleihen oder lrlertpapieren Ersparnisse aus dem

Privatsektor ausserhalb der Banken anziehen. Oder sie
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kônnen versuchen, iiber das Bankwesen KrediÈe aufzuneh-

men, indem sle das Bankkreditvolumen und damit die Geld-

menge ausweiten. Wenn die Regierungen Anleihepapiere

ausserhalb des Bankwesens verkaufen, kônnen sie einige

zusâtzliche Sparer im Inland anlocken, deren ElsPar-

nlsse aufgrund von ungenügend attraktiven Investitions-
môglichkeiÈen in privaten Sektor brachlagen' Dies ist
wâhrend einer Rezession sicherlich rnôglich, und in
diesem Falle wird die Zunahme der Investitionen im

ôffentlichen Sektor nicht durch einen Rückgang der

Irlirtschaftstâtigkeit neutralisiert, da ungenutzte Mittel
für Investitionen angelockt werden. Wenn jedoch solche

brachliegenden Ersparnisse nicht ausreichen, um den

Kreditbedarf zu decken, dann müssen ôffentliche Ànleihe-

papj.ere mit ÿ{ertpapieren des Privatsektors konkurrieren'

um Mittel von prj'vaten Sparern anzulocken. Unter diesen

unstânden wlrd es zu einem Aufwârtsdruck auf dle zinsen

konmen, was, wie bereits betont wurde, Private Investi-
tionen abschrecken kônnte.

Diese "Verdrângung" der privaten durch ôffentliche In-
vestitionen ist jedoch ein Ergebnis des Versuchs, die

Kreditaufnahme der ôffentlichen Hand zu finanzieren und

gleichzeitig das wachstum der Geldmenge zu beschrânken.

ÿ{enn die entgegengesetzte Methode angewandt wj'rd und

die Kreditaufnahme durch die Banken erfolgt, wird es

zu einer allgemeinen Àusweitung des Kreditvolunens und

der Geldrnenge kommenraber nicht zu einer Erhôhung der

Zinsen. I{âhrend der ersten neun Monate des Jahres 1982

hat zum Beispiel die franzôsische Regierung Anleihepa-

piere für etwa 30 Mia. Fr.ancs herausgegeben, aber der

Grossteil davon ist von der Zentralbank und anderen

Teilen des franzôslschen Bankensystems aufgekauft wor-
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den (1). Ss sollte betont werden, dass hôhere Zinsen
für die Regj.erungen nicht immer hilfreich $raren, um

die Geldmenge in der von der ülirtschaftstheorie vor-
geschriebenen lileise zu kont,rollieren. Kommentatoren
des Bankenwesens haben festgestellt, dass, wenn die
Zinsen steigen, Unternehmen, die sich stark verschuldet
haben, nehr Kredite aufnehmen müssen, um die Zins-
zahlungen zu finanzieren.

Die Banken neigen dazu, eher Kredite zu gewâhren als
"den Strom abzuschalten" und Unternehmen zum Konkurs
zu zwingen und deren Schulden auf diese Weise verloren
zu geben. Daher geschieht das Gegenteil dessen, vras
die Wirtschaftswissenschaftler voraussehen, wenn die
Zinsen steigen. Statt sich weniger zu verschulden,
müssen Unternehmen mehr Kredit aufnehmen, um ihre
Schulden zu finanzieren, und das !ÿachstum der Geldmenge
nimmt zu.

Dies führt daher zu der Schlussfolgerung, dass die Àus-
ÿÿeitung der Investitionen des ôffentlichen Sektors so
finanziert werden muss, dass sie nicht zu einem Rück-
gang der Tâtigkeit 1n anderen Berej_chen der lùirtschaft
fiihrt, denn sonst würde ein Grosstell der positiven
Àuswj.rkungen auf die Beschâftigung durch einen gegen-
lâufigen Rückgang der Beschâftigung kompensiert $rerden.
In gewissem Masse kônnte die Erhôhung von Steuern auf
hohe Einkommen auf Kosten eher geringeren Sparens a1s
geringeren Verbrauchs in beschrânktem Mass zu zu-
sâtzLichen Einnahmen fiirhren, aber der Spielraum hier-
für ist begrenzt.

(l) Financial Tjrres, 26. O<tôer t982, S. 22.
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Àuch kônnte in gewissen Ausnass der Verkauf von ôffent-
Iichen Anleihepapieren einige Ersparnisse, die gegen-

wârtig nicht genutzt werden, in einer Weise anziehen,

die die Zinsen nicht nach oben trieben, aber auch hier
ist der Spielraum begrenzÈ.

Daher wird insgesamt gesehen der Grossteil der Zunahme

durch eine Expansion des Kreditvolumens und kurzfristig
durch eine Zunahme der Geldmenge finanziert werden

müssen, obwohl sie nittelfristig weitgehend eigenfi-
nanziert sein wird. Wenn sie in dieser Weise finanziert
wird, werden die zusâtzlichen ôffentlichen Investitionen
eine Zunahme der Geldnachfrage in der lilirtschaft hervor-
rufen, die der ProdukÈion ungenutzte Ressourcen von

Àrbeit, Fertigungskapazitât und hlerkstoffen zufiitrren

und damit die Beschâftigung verbessern wird.

f) Kredi die Geldmenge und Inflation

Es bleibt jedoch die Frage, ob eine solche Zunahme der

Geldmenge nicht zu einer hôheren Inflationsrate fiihrt.

Die Akzeptierung der "monetâren Finanzierung" einer
kurzfristigen Zunahme der Geldmenge als einer MeÈhode

der Finanzierung zusâtzlicher ôffentlicher Investi-
tionen ist ein l{eg, gegen den sich im Gegensatz z\t

Frankreich zahlreiche Regierungen, vor allem die ver-
einigten Staaten und Grossbritannien sperren, da sie
behaupten, dass eine Àusweitung der Geldmenge zu

einer Verschârfung der Inflation fiihren würde. Es

wird behauPtet, dass eine Zunahme der Geldnachfrage,

die aus einer Erhôhung der ôffentlichen Ausgaben her-
riiùrrt, keine reale Steigerung der Produktion oder der
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Beschâftigung hervorrufe, sondern nur zu preissteige-
rungen führe. Da die Inflation gegenwârtig immer noch
andauert, haben die Regierungen, wie bereits betont,
in der Tat die entgegengesetzte Politik verfolgt und
versucht, die Nachfrage durch eine Begrenzung des
Wachstums der Gelilmenge, durch Kürzungen der ôffent-
lichen Ausgaben und eine Erhôhung der Zinsen zu ver-
ringern.

Solche Massnahmen gründen ausdrücklich oder implizit
auf monetarlstischen Theorien über die Verbindung
zwj.schen der Zunahme der Geldmenge und der Inflations-
rate. Es wird behauptet, dass jegliche Àusweitung der
Geld.menge dadurch verschwendet !ÿ1rd, dass die Nach-
frage nach Waren und Dienstleistungen das Àngebot iiber-
steigt, \./as zu Prelssteigerungen führt. Die Inflation
dauert gemâss den Monetaristen an, da die Nachfrage ge-
genwârtig bereits zu hoch ist. Die Tatsache, dass in
ganz l{esteuropa die Regierungen eine rnassive Zunahme

der Àrbeitslosigkeit erleben, dass in vielen Schlüssel-
industrien Kapazitâten brachliegen und j.n anderen Unter-
nehmen zusammenbrechen oder ihre produktionska$azitât
einschrânken, geht nach Ansicht der Monetaristen nicht
auf eine unzurej.chende Nachfrage und auf ungenügende
Àbsatzmôglichkeiten für die Unternehmen bei dem Verkauf
j-hrer Erzeugnisse oder auf finanzielle Einschrânkungen
für die Regj.erungen zurück, sondern für die Monetaristen
sind hieran zum Teil die Gewerkschaften schuld, die
die Lôhne zu hoch halten und auf diese lileise die Nach-
frage nacli Àrbeit einschrânken, und'zum Teil die Re-
gierungen, die den Arbeitslosen das Leben zu bequem
machen und daher absichtlich Àrbeitslosigkeit erzeugen.
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Die politischen Implikationen für Lânder ' 
die mone-

taristische Politiken verfolgen, sj'nd daher offen-

sichttich: Schwâchung der Gewerkschaften und Kürzung

der Arbeitslosenunterstützung für die Arbeitslosen'

EsistnichtderZweckdiesesBerichts'eineKritik
desMonetarismusvorzunehmen;andereEcl-Berichte
haben auf seine Schwâchen hingewiesen (r) ' Solange

jedoch Regierungen dem Glauben anhângen' dass jegliche

Ausweitung der Geldmenge zu grôsserer Inflation führt '
und solange wie die Bekiimpfung der Inflation hôchsten

Vorrang behâlt, werden sie wahrscheinlich nicht die

vom EGB vorgeschlagenen und in diesem Bericht darge-

stelltenMassnahmenfüreineAusweitungderôffent.
lichen Investitionen ergreifen' Aus diesem Grund seien

nachstehendnocheinigeBemerkungengemacht,diedazu
beitragen sollen, die Ansicht zu entkrâften' dass die

Vorschlâge dieses Berichts wahrscheinlich zu einer

hôheren Inflationsrate führen würden'

Der l{onetarismus gründet auf einer "laissez-faire"-
Ansicht des 19. Jh. über das Funktionieren der lilirt-

schaft, derzufolge freie Mârkte automatisch optirnale

Ergebnisse hervorbringen sowie, hlenn man nicht in sie

ei.ngreift, die Vollbeschâftigung' Von den massgeblichen

Wirtsohaftswissenschaftlern des 20 ' Jh ' ist nachgewi'esen

worden, dass diese Theorien das Funktionieren der

ÿ{irtschaft nicht richtig beschreiben. Erstens bringen

selbst frei funktionierende "perfekte" Mârkte keine

optimalen Ergebnisse hervor, h'enn man davon ausgeht'

dass Zeit und Ungewissheit sich auf wirtschaftliche
Entscheidungen auswirken. !Ùenn man davon ausgeht, dass

Verbrauch, Produktion und InvesÈitionsentscheidungen

Vgl. z.B.: lllcer Kelmes hinaus: Cestaltung der WirtsÔafts-
g5fitit< dr:rch AlternaLiven, EGf, 1979.

(r)
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nicht gleichzeitig erfolgen, nuss eingestanden werden,
dass überproduktion, überschüssige Kapazitâten, Flauten,
Hochkonjunkturen und mangernde stabilitât auch BesÈand-
teile einer solchen perfekt funktionierenden Markt_
wirtschaft sind. Das Bestreben nach stabllen MarkÈbe-
dingungen ist, ein Grund dafür, dass sich der !{ettbe-
werb in der Mitte des 20. Jh. mit der Entstehung von
Grossunternehmen, Kartellen, amtlichen preisfest_
setzungen (l) und Eingriffen des Staates so unvol1_
kommen entwickelt hat. Selbst dort, !ùo es in bestimrn_
ten Mârkten zu ei_nem im ,,Gleichgewicht,, befindlichen
oder stabilen produktionsniveau konmt, führt dies nicht
unvermeidlj.ch dazu, dass j.nsgesamt dieses produktions_
niveau die Voll.beschâftigung hervorbringt.
Die "laissez-fairen-Interpretation der !ùelt stehÈ
auch bei der Erklârung des Funktionierens des Àrbeits_
markts nicht besser da a1s bei der Erklârung von rrraren-
mârkten. Die Erklârung der Monetaristen der Àrbeits_
losigkeit liegt darin, dass die Lôhne für die Herstellung
der Vollbeschâftigung zu hoch seJ.en, und daher dj.e Un_
ternehmer im produktionsprozess Àrbeit durch Kapital
ersetzten. In der wirklichen lÿe1t ist jedoch die Àr_
beit nicht eine ware, wi.e manche lÿlrtschaft,swissen-
schaftler zu glauben scheinen, und Lôhne sind nicht
nur ei.n Preis. Àrbeltnehmer sind auch Verbraucher, und
die Lôhne bestirnmen den Verbrauch und dadurch auch dle
Nachfrage nach Erzeugnissen. I{j_e gezeigt, kann eine
Kürzung von Einkonmen in einer l{irtschaft eher eine
Kettenreaktion der Vernichtung von Arbeitsplâtzen a1s

(1) Dies wird,differenziertes Oligopol,, genannt.
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der Schaffung von Àrbeitsplâtzen auslôsen' Abschnitt

IIc) dieses Berichts zeLgLe, dass Lohnkürzungen, um

die Gewinne zu steigern zu versuchen, im privaten Sek-

tor in Wirklichkeit zu éinen Rückgang der Rendite von

Investitionen fii'hren kônnen '

Im Hinblick auf die Geldpolitik hâ1t der llonetarismus

der Prüfung nicht viel besser stand. Seine theoretische

Grundlage ist eine nicht sehr nützliche identische

Gleichung(1),dieaufeinerhistorischenKorrelation
zwi-schen der Zunahme der Geldmenge und der Inflation,
aber nicht auf viel mehr gründet. Die identische

Gleichung 1s! nunmehr die vertraute Feststellung, dass

die Geldmenge zusammen mit der Umlaufgeschwindigkeit

in der l{irtschaft dem Preisniveau rnultipliziert mit

der Anzahl der Transaktionen in der Wirtschaft gleich

sein müsse. Monetaristen behaupten weiterhin, dass,

da sich die Umlaufgeschwindigkeit des Geldes im Laufe

der Zeit tendenzlell nicht verândere und das Ausmass

der Transaktionen durch das reale Niveau der Wirt-
schaftstâtigkeit bestinmt wird, eine Zunahme der Geld-

menge zu einem Anstieg der Preise firhren rnüsse, oder

umgekehrt, müsse ein Rückgang der Geldnenge zu einem

Rückgang der Preise fiihren. Sie weisen weiterhin auf

die Tatsache hin, dass sich im Laufe der zeit Geld-

menge und Preisniveau aufeinander zubewegen' Die poli-
tlschen Implikationen dieser Feststellung spiegeln sich

in den gegenwârtig in so vielen Lândern vorherrschenden

f inanzpolitischen Zielsetzungen wider.

(I) Eine ,'idenÈisctre Gleictrurg" bedeutet irn Jargon der wirtsctafts-
wissensctraftlen eine Gleictrung, die, benrtrend auf statistisdten
Argaben, darstellt, was in der Vergarqentreit gesdult. Sne kann
jedoch raI1e xausalitât erkfâren und stellt fest, lras eigentlidt
erkliirt werden miisste.
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fn der Praxls ist es jedoch viel sinnvoller, die Geld_
menge eher a1s Ergebnis von Verânderungen der realen
Paktoren der WirtschafÈ denn als einen unabhângigen
Faktor, der das preisniveau bestirnmt, anzusehen. In
diesem Bericht setzen wir uns für eine Zunahme der GeId_
tnenge ein, un zusâtzliche Investj_tlonen und eine Steige_
rung der Produktion zu finanzieren. Gemâss der Gleichung
der Monetaristen würde dies a1s eine zunahme der Ànzahl
der Transaktlonen in der ürirtschaft und nicht notwendi-
gerweise als eine Zunahme der fnflation angesehen wer_
den. Dariiber hinaus weist die Koordinierung zwischen
der Geldmenge und dem preisni_veau offensichtlich Ver_
bindungen auf, aber nicht in der Àrt, dass das eine
das andere verursacht. In Ï{irklichkeit hângen beide
von dem realen Nlveau der !{irtschaftst.âtigkeit ab. glir
müssen daher auf die wlrkliche Welt und nicht auf die
Welt der Monetarlsten schauen, um zu sehen, ob eine
Zunahme der Investitionen des ôffentlichen Sektors zu
Preissteigerungen firhrt.
In der wirklichen lÿe1t zu Ànfang der gOer Jahre gibt
es Arbej-tslosigkeit, Unternehmen verfügen über über_
schüssige Kapazitâten, Lagerbestânde von Rohstoffen
bleiben ungenutzt, und die AufÈragsbücher der Unter_
nehmen sind dünn. Die Bauindustrie, die wie in Àb_
schnitt ffle) gezeigt wurde, am unmittelbarsten von
ei.ner Zunahme der ôffentlichen Investitionen betroffen
würde, ist gegenwârtig durch ein hohes Nlveau der Àr-
beitslosigkeit, gekennzeichnet. Mehr als I Mio. Bauar-
beiter slnd gegenwârtig in Deutschland, GÈossbritannien,
ftalien und Frankreich als arbei_tslos gemeldet im Ver_
gleich zu 6 Mj-o. geschâftigten, was auf eine Àrbeits_
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losenquote von 15t hindeutet. In Vergleich dazu $,aren

tgTSetwa6bisToo.oooarbeitslos,waseinerÀrbeits-
Iosenquotevonl0tentspricht.Darijberhinausistder
Ànteil arbeitsloser Bauarbeiter an der Gesantzahl der

Àrbeitslosen in den meisten EG-Lândern angestiegen, und

siestellennunmehrzwischenl2Sund20EallerArbeits-
loseninDeutschlandrFrankreichrltalienrdenNieder-
landen und Belgien dar. Ein Beitrag der Kommission (1)

stellÈe 1980 fest, daSs ,,die untetnehnen im Banksektor eine

Staginationetleben;inclenmejstenltlitgliedstaatenhetrschteine
schTaffe Baukonjur*tut". Die Produktion der Bauwirtschaft

tag f979 immer noch 8t unter dem Niveau von 1973'

Es bestehen daher in der europâischen Pauindustrie die

ijberschüssigen Ressourcen in bezug auf Àrbeit' um auf

eine zunahme von Produktion und Nachfrage zu reagieren.

Al1es deutet darauf hin, dass eine zunahme der Nach-

frageimBauwesenrdieeineZunahmevonlnvestitions-
vorhaben widerspiegeln wiirde, eher zu einer Zunahme der

Beschâftigung und der Procluktion als zur einer Ver-

schârfung der Inflation ftitrren würde. Die untersuchungen,

auf die in Abschnitt IIIC) hingewiesen wurden, zeigten,

dassdiedirektenBeschâftigungseffektesehrbetrâcht-
Iich sein kônnten.

T:roi';z der allgemein ungenutzten Ressourcen im Hinblick

auf Àrbeit und Kapital in lÿesteuroPa, die durch eine

Zunahme der Investitionen nutzbar gemacht werden kônnEen'

behaupten einige Regierungen, dass jegliche Belebungs-

massnahmeneinezunahrnederKosten,wlez.B.derLohn-
kosten, auslôsen und damit di'e Inflation verstârken

kônnte. Es trifft zu, dass in einigen Lândern wegen der

(f) tberlegungen der DienststæIlen der Kcnmissicn f-g5 riaq ffifi-
'-' K"ii.ürid" "Baunirtsctraft rl.'d WadtstrJn", SeptenÈer 1980'
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Rezession und des hohen Niveaus der Arbeitslosigkeit
in Tarifverhandlungen niedrige Nominallohnerhôhungen
und Verluste der Realeinkommen hingenomrnen werden
mussten. Aber dies bedeutet nicht, dass hohe Àrbeits_
losigkeit ein Heil.mittel für die Inflation wâre. In
der Tat kommt das Gegenteil der Wahrheit nâher. !ùenn
die hlurzel der fnflation in einem Konflikt iiber die
Verteilung von Einkommen bestehtr dann verschârfen
hohe Arbeitslosigkeit und niedriges lùachsturn die grund-
sâtzlichen probleme, und wâhrend sie vielleicht kurz_
fristig die Symptome verbergen, machen sie langfristig
eine Lôsung des InflaÈionsproblems schwieriger. Eine
Rückkehr zu einem hôheren aeschâftigungsniveau und
wirtschaftlichem Wachstum ist die einzige Grundlage,
auf der eine langfristige und dauerhafte Lôsung für
das Problen der Inflation gefunden werden kann.

Schliesslich sollte betont werden, dass das programm
der hlirtschaftsbelebung, für das ôffentriche rnvesti-
tionen einen Best,andteil bilden, eine Massnahme dar_
stellt, die nicht nur dazu dj.ent, einfach Àrbeitsplâtze
zu schaffen, sondern wirkriche und dauerhafte Arbeits-
plâtze durch vorhaben, für die es wirkliche geserlschaft-
liche und wirtschaftliche Bedürfnisse gibt. Es ist
wirtschaftlich und nicht nur in geselrschaftricher Hin-
sicht sinnvoll, gegenwârtig ungenutzte Ressourcen dazu
zu venrrenden, Wohnungen zu bauen, dle fnnenstâdte zu
sanieren, Krankenhâuser, Schulen, Fernmeldeanlagen und
Verkehrssystene zu bauen, für die in allen rdesteuro_
pâischen rÿirtschaften eine wirkriche Nachfrage besteht.
Dies ist eine f'orm der Schaffung von !{ohlstand, die
ebenso wichtig ist wie Autornobile, Fernsehapparate oder
süsswaren und viel nützlicher, ars lr{enschen arbeitsros
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zu lassen. Die Tatsache, dass die Entscheidungen für
diese Investitionen in der Hand der Regierungen 1ie-
gen, bedeutet, dass diese direkte Massnahmen ergreifen

kônnen, anstatt private Unternehmer aufzufordern' zu

i-nvestieren. Wenn die Kette der Investitionen erst

einmal begonnen hat, rnüssen die Wiederherstellung des

wachstumsundeineaktivelndustriepolit,ikdazuver-
wendet werden, sicherzustellen, dass die Wirtschafts-

erholung dauerhaft ist.

Es sollte am Ende dieses Berichts noch einmal betont

werden, dass hôhere ôffentliche Investitionen nur einen,

jedoch ei-nen wichtigen Bestandteil der Vorschlâge des

EGB bilden.
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ZUSAMMENFASSUNG DER HAUPTPUNKTE

- Die gegenwârtigen Wirtschaftspolitiken der Regierungen
habei irehr mit-politischen rdeologien al-s mit-wirt-
schafts- oder gêsellschaftspolitischer Vernunft zu tun'
(Seiten 2-6).

- Die direktesten Auswirkungen der gegenwârtigen PoJ'iti-
[é" i.g." in einer zunahmé der Àrbeitslosigkeit-' aber
die tatent.t ut"à.fr"n der Inflation sind nicht bewâl-
tigt, sondern wahrscheinlich verschlimmert \dorden'
(Seiten 9-I0).

- Die Arbeitslosigkeit in lilesteuropa wird 1983 voraus-
sichtlich auf 2ô Mio. personen ansteigen, \rrenn die.wirt-

".Ààit"p"riii=cten 
Strategien der RegJ'erungen nicht 9e-

ândert werden. (Seite I1)

- Die finanziellen Verluste für die Regierlngelt die aus

der Arbei-tslosigkeit herriihren, entsprechen .4E des BIP

iiéil. 15), die Produktionsverluste Iiegen eher bei
IOt des BIP. (Seite 20)

-DadieLânderindie'.FalleniedrigenWachstums"gera-
[àt,-U.=t.ht die Gefahr, dass sich konjunkturelle Ar-
beitslosigkeit in strukturelle Arbeitslosigkeit ver-
wandelt. (Seite 23)

-Einemassivezunahmederlnvestitionenisterforderlich'
"*'à:-Ë-i"pàritàtà" 

für eine Rückkehr zur vollbeschâfti-
türrg "rr"rüweiten. 

Dies wird nicht durch die "Krâfte des

Ë;;i.; Marktes" bewerkstelli.gt werden' (Seiten 23-24)

- Die Politiken der Regierungen, die auf Lohnkürzungen
und Investitionssteilerungen abzielen, werden keinen
rrfolg haben, sonderÀ die Lage noch verschlimmern'
(Seiten 24-27)

- Die einzige Lôsung für dieses Dilemma liegt darin' dass
die Regieiungen ii Bereichen, die direkt ihrer Kontrolle
unterliegen, und vor allem bei den fnvestitionen des

ôffentliéhen sektors, I'lassnahmen ergreifen. (seite 27)

- Der Anteil des ôffentlichen Sektors am BIP in Europa
iài"frt .ro., 58.59 in Schweden bis herab zu 25 '3t in
Spanien. (Seite 33)
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- Kiirzungen der staatsausgaben vermindern die Rorle desôffentlichen sektors ari rnsrrunent für àià §ài,.rro"gneuer l{irtschaftstâtigkeit und dafür, ihn zu einàrnrnstrument für die Umverteilung <ier iasten aer-gJîen-wârtigen lrrlrrschafrspolitiken iu machen. fsàiie':Ëi--
- rn einigen Lândern sind die ôffentrichen rnvestitionenverhâItnismâssig stark gekürzt worden. (Seiten-li_aS)

- Eine Zunahme der Investitionen des ôffentlichen Sek_tors würde sowohl irn ôffentrichen ars aucir i.-frl""t""Sektor Àrbeitsplâtze schaffen. (Seite 47)

- -?*S Vorschlâge des EGB für ein Ankurbelungsprosranm inEorte von It des Bfp in Form von Erhôhungei àer-ôffent-lichen rnvestitionen sind auf nationafei sUànè à"iàngewerkschaftliche Forderungen ergânzt worden. tsÀilà" 4g_52)

- [{enn das Ankurbelungsprogramm international koordiniertwürde, wâre der cesàrnietÉekt auf die produktiàn-wàlenr-
lich grôsser ars wenn einzerne arreine t'tassnitunen-irâ-fen. Dies kônnre auch Schwierigkeiten i"-Ë;;-;ür'ai.ltechselkurse und den Àussenhanàel vermeiden (Seite 52)

- Ein internationales Ànkurbelungsprograrnm in Hôhe vonlt würde nach zwei Jahren in wésleuropa zu einer Zu_nahme der produktion in Hôhe von :t rtirrrÀn.-iôàit"-sol
- Eil Ankurbelungsprogramm darf nicht durch Kürzungenanderer Àusgabenarten oder durch allgemeinè -aa;:;;r_

nohungen finanziert rderden, da dieseÀ sich gegen sichselbst kehren würde. (Seiten 64-66.)

- Die Ànraufkosten müssen durch eine hôhere KrediÈauf-nahne aufgebracht werden, aber die Massnahmen würdensich mittelfristig weltgehend selbst finanzieren. /(Seiten 68-72)

- Die Kreditaufnahme muss über die Banken erfolgen, umeinen Àuftrieb der Zinsen zu vermeiden. lilenn !ià'""fdiese !ÿeise finanzj_ert würden, würden aie rinàiru"jender ôffentlichen rnvestitionen elne steigerung à"i-c.ra-nachfrage in der t{irtschaft hervorrufen, die fuÀ.-
,schüssige Ressourcen in bezug auf Àrbeii, ùrg..nù[rt.Kaplzitâten der Industrie unà Material der pioduktion
zufiir.hren und auf di-ese !ÿeise die Bes;hâiaid;;-;r.is.r.würde. (Seiten 76-7?l
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- Die Massnahmen würden die Inflation nicht verstârken
(Seiten 77-83)

- Das Belebungsprogralrun, für das die ôffentlichen In-
vestitionen-eineÀ Bestandtell biJ-den, stellt Massnahmen
dar, die nicht einfach ÀrbeitsplâÈze schaffen sollen,
so.â..n wirkliche und ilauerhafte Àrbeitsplâtze durch
Vorhaben, für die ein wirkliches gesellschaftliches
und wirÈschaftliches Bedürfnis besteht. (§eite 83)

- Erhôhte ôffentliche Investitionen sind nur ein Teil,
aber ein wichtiger Teil, der Vorschlâge des EGB'
(Seite 85)
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